
EU-Osterweiterung 

Hannes Hofbauer, Osterweiterung - 
Vom Drang nach Osten zur periphe-
ren EU-Integration. Promedia, Wien 
2003, 240 Seiten, 17,90 Euro. 

Die Osterweiterung der EU wird in 
Politik und Medien, aber auch von 
manchem demokratischen Sozialis-
ten, ohne Ausnahme mit positiv 
klingenden Attributen versehen. Da-
bei unterwirft die Eingliederung der 
ehemals sozialistischen Staaten in 
das Brüsseler Regelwerk der vier ka-
pitalistischen Freiheiten (Kapital, 
Dienstleistungen, Waren- und Perso-
nenverkehr) einen halben Kontinent 
direkt dem Kalkül expansionshun-
griger Konzerne, vornehmlich aus 
Deutschland. Und die Behauptung, 
durch die Integration erreiche der 
Osten baldigst Westniveau, mögen 
selbst bürgerliche Wirtschaftswis-
senschaftler nicht glauben. So hat der 
polnische Ökonom und Politiker 
Dariusz Rosati errechnet, daß selbst 
bei einer – ohnehin unwahrscheinli-
chen – jährlichen Wachstumsrate 
von 5 Prozent das wirtschaftlich 
entwickeltste dieser Länder, Tsche-
chien, 15 Jahre bräuchte, um das Pro-
Kopf-Einkommen des griechisch-
portugiesisch-spanischen Durch-
schnitts zu erreichen. Für Polen müs-
sen 23 Jahre veranschlagt werden 
und für das Schlußlicht Litauen 33. 

Hofbauers faktenreiche und gut zu 
lesende Bestandsaufnahme der EU-
Erweiterung stellt den Griff des 
westeuropäischen Kapitals in Rich-
tung Osten auch in einen historischen 
Kontext: vom deutschen „Drang 
nach Osten“ über die durch den 
Marshallplan für den Westen und die 
Embargopolitik für den Osten diver-
gierende Entwicklung nach 1945 bis 

zur Auflösung des RGW 1991. Der 
Schwerpunkt des Buches liegt aber 
auf den Jahren danach. Wie der Au-
tor detailliert darlegt, hat die EU ge-
meinsam mit IWF und Weltbank 
nach der „Wende“ die Richtung des 
Transformationsprozesses bestimmt 
und durch eine Reihe diskriminie-
render Bestimmungen bewußt dazu 
beigetragen, die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Ostens zu hemmen. 
Eine Rolle spielten dabei auch die 
gemeinsam mit den USA betriebenen 
und von der UNO durchgesetzten 
Embargos gegen mißliebige Regie-
rungen: „Es sollte just jene treffen, 
mit denen osteuropäische Firmen 
schon seit langem relativ gute Kon-
takte pflegten: Libyen, den Irak und 
Jugoslawien. Gerade Ländern wie 
Rumänien und Bulgarien, auch der 
Tschechoslowakei und Ungarn kam 
die Einhaltung des Embargos viel 
teurer zu stehen als beispielsweise 
den USA oder Westeuropa“. (53) So 
konnte eine handelspolitische Um-
orientierung auf die EU erreicht wer-
den, was eine Veränderung der Ex-
port- und Industriestruktur („verlän-
gerte Werkbänke“) nach sich zog. 
Heute müssen nach Berechnungen 
des „Wiener Instituts für Internationa-
le Wirtschaftsvergleiche“ der „weitge-
hend den westeuropäischen Pkw-
Konzernen zuarbeitenden Waren-
gruppe ‚Maschinen- und Fahrzeug-
bau’ bereits 60 Prozent sämtlicher 
ungarischen Exporte zugeordnet wer-
den“. (191) Für Tschechien und die 
Slowakei lauten die Zahlen 44,5 Pro-
zent bzw. 40 Prozent. 

Bei ihrer Expansionspolitik stieß die 
EU auch deswegen auf wenig Wider-
stand, weil gewichtige Teile der poli-
tischen Eliten schon lange vorher 
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Konzepte entwickelt hatten, die mit 
den marktradikalen Vorstellungen 
Brüssels übereinstimmen: „Bereits 
ab Mitte der 1980er Jahre züchteten 
die Staatsführungen in Polen, Ungarn 
der Tschechoslowakei und der Sow-
jetunion parallel zur planwirtschaftli-
chen Schule eine neue wirtschafts-
wissenschaftliche Elite ostliberaler 
Prägung“. (39) Neben A. Inotai (Bu-
dapest) und L. Albakin (Moskau) 
gehört auch der tschechische Präsi-
dent Václav Klaus zu diesen Wissen-
schaftlern, die den Weg zur periphe-
ren Integration Osteuropas in die ka-
pitalistische Weltwirtschaft ideolo-
gisch geebnet haben. Es gab natür-
lich auch Politiker, die sich dem 
Brüsseler Diktat nicht beugen woll-
ten. Aber „wer Sozialpolitik vor In-
vestitionsfreiheit stellte (Iliescu), Ener-
gie via Gazprom anstatt über Ruhr-
gas importierte (Meciar) oder die 
vorgesehene Schocktherapie unter-
lief, indem er Geld druckte und Sol-
daten und Lehrer bezahlte, anstatt sie 
zu entlassen (Milosevic), hatte in der 
Wertegemeinschaft der selbsternann-
ten Demokratien keinen Platz.“ (71) 
Hofbauer läßt keinen Zweifel daran, 
daß es der Versuch einer eigenstän-
digen Entwicklung war und nicht die 
angebliche Verletzung von Men-
schen- oder Minderheitsrechten, die 
1993 Rumänien, der Slowakei und 
Jugoslawien den Stempel undemo-
kratisch eintrug und schließlich zum 
Krieg der Nato gegen Jugoslawien 
führte. Dieser war, und so wurde er 
in den Kandidaten-Ländern auch 
verstanden, ein Signal an jene, die 
immer noch Visionen von politischer 
und wirtschaftlicher Selbstständig-
keit hatten. 

Länderberichten über alle Beitritts-

kandidaten sowie Bulgarien und 
Rumänien, geben einen differenzier-
ten Einblick in den Zustand von 
Wirtschaft und Gesellschaft am Vor-
abend der Aufnahme. Bei allen nati-
onalen Unterschieden können als ge-
nerelle Strukturmerkmale für diesen 
Raum festgehalten werden: Der voll-
ständige Besitz der bedeutenden 
Wirtschaftssektoren durch im we-
sentlichen westeuropäische Eigen-
tümer, eine einseitige Ausrichtung 
des Außenhandels, die Deindustriali-
sierung ganzer Regionen sowie das 
extreme Auseinanderklaffen von 
Reich und Arm in regionaler wie so-
zialer Hinsicht. Die Triebkraft zur 
Erweiterung der EU geht, so Hof-
bauers Resümee, „von der Produkti-
vität der großen anlagesuchenden 
Unternehmen Westeuropas aus. Ra-
tionalisierungen und Marktbereini-
gungen haben die Kapazität der füh-
renden multinationalen Konzerne zu 
einem enormen Akkumulationsdruck 
erhöht. Verwertung ist ihnen nur 
noch durch Expansion möglich.“ 
(184) Abgesichert wird der neue 
Marktraum mit dem Regelwerk des 
„Acquis communautaire“, das den 
osteuropäische Staaten diktiert wurde 
und vor dem Beitritt Gesetzeskraft 
erlangen mußte. Damit öffnet sich 
auch staatsrechtlich das notwendige 
weite Feld zu Investitionen, „für de-
ren Sicherheit Brüsseler Kommissa-
re, örtliche Verwalter und schließlich 
in naher Zukunft eine militärische 
Eingreiftruppe verantwortlich zeich-
nen“. (184) 

Karl Unger 
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Löwen und Hasen – Der 
neue Golfkrieg 

Herfried Münkler, Der neue Golf-
krieg, Rowohlt Verlag, Hamburg 
2003, 176 Seiten, 12,90 € 

Der Markt intellektueller Erzeugnis-
se unterliegt den gleichen Gesetzen 
wie auch jedes andere Produkt: das 
Timing spielt eine wesentliche Rolle. 
In diesem Sinne ist das Erscheinen 
von Herfried Münklers Buch über 
den mittlerweile dritten Golfkrieg ein 
Vorbild an Timing, denn der Krieg 
war noch in vollem Gange, da war 
Münklers Buch auch schon in den 
Auslagen der Buchhandlungen ange-
kommen. Dennoch handelt es sich 
nicht um den – in diesem Zusam-
menhang sprachlich etwas peinlichen 
– Schnellschuss, den man erwarten 
könnte, ist Münkler doch mit seinen 
vorangegangenen Publikationen zu 
den „neuen Kriegen“ (Vgl. die Be-
sprechung von U.-J. Heuer in Z 53) 
bestens präpariert, auch den aktuel-
len Irak-Krieg kompetent einzuord-
nen. Und so behandelt er vor allem 
die engere und weitere Vorgeschich-
te des neuerlichen Krieges, die mit 
diesem Krieg verbundenen Interes-
sen und die Zukunft einer US-
dominierten Weltordnung. 

Münkler verfolgt die Vorgeschichte 
des Golfkrieges bis in die sechziger 
Jahre und zur Entscheidung der USA 
zurück, die Rolle des „Stabilitäts- 
und Sicherheitsgaranten am Golf“ (S. 
9) von den Briten zu übernehmen. 
Den Grund für diese Entscheidung 
sieht Münkler im Bestreben der 
USA, über ihre imperiale Präsenz si-
cherzustellen, dass Mengenregulie-
rung und Preisbildung des Erdöls am 
Weltmarkt erfolgen und nicht unter 

den Einfluss einer anderen Macht 
(damals die Sowjetunion) geraten. 
Schon an dieser Stelle und dann 
durchgehend ist der Autor darum 
bemüht, sich von einer Interpretation 
abzusetzen, die mit dem Begriff des 
Imperialismus und der Frage nach 
ökonomischen Interessen arbeitet. 
Sicherlich könne man diese Politik 
der USA imperialistisch – „eben 
marktimperialistisch“ – nennen, aber 
eine solche Sichtweise würde jedes 
Handeln starker Staaten als imperia-
listisch kennzeichnen, wogegen die 
Handlungen schwacher Staaten, etwa 
Iraks Besetzung von Kuwait, als an-
tiimperialistisch gelten müssten. Die 
Logik dieser Argumentation entbehrt 
jeder Grundlage und der Autor kon-
struiert eine vulgäre Version des Im-
perialismusansatzes, um sich von 
dieser dann distanzieren zu können. 

Interessanter ist der Blick auf die 
langjährige Art der Machtausübung 
der USA in dieser Region, die 
Münkler als eine – vermittelt über 
die Unterstützung des Iran als regio-
nale Hegemonialmacht – indirekte 
beschreibt. Mit dem Sturz des Shah-
Regimes und dem Versuch des Irak, 
diese Rolle in Eigenregie zu über-
nehmen, entstand ein relativer Ver-
lust US-amerikanischen Einflusses, 
der bis in die Gegenwart andauert. 
Mitte der achtziger Jahre seien die 
USA von der indirekten zur direkten 
Kontrolle der Region übergegangen. 
Münkler führt Beispiele des direkten 
Eingriffs in den ersten Golfkrieg an, 
die jedoch immer unter der von Hen-
ry Kissinger formulierten Maßgabe, 
„am besten wäre, wenn beide verlie-
ren“ (S. 71), stand. Für Münkler liegt 
somit ein möglicher Grund für den 
neuerlichen Golfkrieg im paradox 
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klingenden Bestreben der USA, ihre 
Militärpräsenz hier langfristig zu 
vermindern und wieder zu einer 
Form der indirekten Kontrolle, dies-
mal durch einen umgepolten Irak, 
zurückzukehren. 

Welchem Ziel jedoch dient die Kon-
trolle dieses Raums? Münkler bietet 
hier Erklärungen an, die nicht über-
zeugen, wenngleich sie als einzelne 
Motive nicht falsch sind. Das Öl 
scheidet als Grund für ihn aus und 
stellt lediglich den Ausdruck des 
„ideologiekritischen Reflexes“ (S. 
50) der verbliebenen Restlinken dar 
(nebenbei: der Begriff „Ideologiekri-
tik“ wurde auch von seinen Kritikern 
schon einmal besser verstanden). 
Statt dessen seien politische Interes-
sen stärker zu gewichten, etwa die 
Etablierung eines stabilen Prosperi-
tätsregimes, das von einer säkulari-
sierten Mittelschicht getragen wird 
und eine Ausstrahlung auf die ande-
ren Staaten der Region hat. Die sich 
dahinter verbergenden Vorstellungen 
eines „political engeneering“ (S. 52) 
könnten als Allmachtsphantasien 
bewertet werden, seien aber für ein 
Imperium wie die USA eher plausi-
bel. Abgesehen von der Frage, ob 
Münkler hier nicht nur die demokra-
tiebemäntelten Begleittöne schlichter 
Machtpolitik wiedergibt, ist uner-
sichtlich, warum es dann zum massi-
ven transatlantischen Streit über die-
sen Krieg gekommen ist. Ein allen 
westlichen Staaten zugute kommen-
des Prosperitätsregime im Nahen Os-
ten als Ziel hätte sicher nicht zu die-
ser Eskalation der Auseinanderset-
zung geführt. Offensichtlich vermu-
teten Länder wie Frankreich, Russ-
land und Deutschland eben die Inte-
ressen der USA, die Münkler als 

Kriegsgrund ausschließen will. 

Die Auswirkungen des neuerlichen 
Golfkrieges auf das internationale 
Völkerrecht sind, wie unschwer zu 
erkennen, desaströs. Münkler ver-
sucht hier mit dem ihm eigenen Rea-
lismus eine zukünftige Entwicklung 
zu antizipieren. Bezogen auf das von 
der UN formulierte Gewaltverbot 
habe sich inzwischen ein Dreiklas-
senrecht herausgebildet: „Staaten, für 
die das Gewaltverbot der UN-Charta 
unbedingte Gültigkeit hat und denen 
gegenüber es auch konsequent 
durchgesetzt wird“; wenige andere 
Staaten, die davon im Einzelfall aus-
genommen sind, etwa aufgrund ihres 
Status als Atommächte; und schließ-
lich die USA, „die die Definitions-
macht darüber besitzen, was als 
Ausnahme akzeptiert werden kann 
und was nicht.“ (S. 134) Für 
Münkler zeigt sich hier die Wahl, 
entweder auf der normativen Kohä-
renz des Völkerrechts zu bestehen, es 
aber durch die praktische Politik 
ständig desavouieren zu lassen oder 
aber das Völkerrecht der politischen 
Praxis anzupassen, unter Verlust je-
doch seiner normativen Reichweite. 
Die dem Völkerrecht zugrundelie-
gende Vorstellung der prinzipiellen 
Gleichheit der Völkerrechtssubjekte 
sei unter den Bedingungen tatsächli-
cher Ungleichheit immer schon prob-
lematisch gewesen. Der immer wei-
tere machtpolitische Abstand der 
USA mache diese Fiktion jedoch 
unmöglich. Schon bei Aristoteles 
finde sich die Fabel von der Ver-
sammlung der Tiere, in der die Ha-
sen gleiche Rechte für alle Tiere ge-
fordert hätten, woraufhin ihnen die 
Löwen entgegen traten und fragten 
„Wo sind eure Zähne und Klauen?“ 
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Der von den Schwächeren vorge-
brachten Forderung der Rechts-
gleichheit stellen die Starken die Zu-
gangsvoraussetzung der Waffen-
gleichheit gegenüber. Wo diese, so 
für Münkler die Moral, nicht auch 
nur annähernd erreicht ist, sollte 
auch keine Rechtsgleichheit gefor-
dert werden, will man sich nicht lä-
cherlich machen (S. 137). Nicht das 
Recht des Stärkeren folge hieraus, 
denn Hase und Löwe tauschten Ar-
gumente aus: „Was die Löwen er-
warten und was offenbar geeignet ist, 
sie dazu zu bringen, sich an gewisse 
Regeln der Tierwelt zu halten, ist die 
Anerkennung ihrer Sonderstellung 
durch die Ungleichen.“ (ebd.) 

Politisch praktisch mag dieser Rat-
schluss des Realismus sinnvoll sein.

1
 

Er verdeutlicht aber auch die ganze 
Crux einer Denkweise, die sich aus-
schließlich im Bestehenden und jen-
seits jeglicher politisch-moralischer 
Wertungen bewegt. Der eben noch 
argumentierende Löwe setzt Zähne 
und Klauen real ein und die hiervon 
Betroffenen werden sich kaum mit 
einer realistischen Zustandsbeschrei-
bung abfinden wollen, die ihre Plätze 
als Opfer festschreibt. Die Aufgabe 
von Politik und auch ihrer Wissen-

                                                           
1

 Sinnvoller jedenfalls, als eine Politik impe-
rialer Konkurrenz, die Münkler an anderer 
Stelle zu favorisieren scheint. Auf der El-
mauer Tagung zum transatlantischen Dis-
sens war von einem „Weckruf für Europa“ 
die Rede. Münkler forderte hier von Euro-
pa, weltpolitischen Gestaltungswillen auf-
zubringen, bis hin zur „Aufteilung der Inte-
ressensphären“ zwischen den USA und der 
EU. Um welche Interessen es hierbei geht, 
wurde nicht berichtet. (vgl. FR vom 
24.4.03) 

 

schaft kann nicht in der wertfreien 
Verwaltung und Beschreibung dieser 
Zustände bestehen. 

Gerd Wiegel 

 

Krieg gegen die Zivilisation 

Ekkehard Sauermanns, Neue Welt 
Kriegs Ordnung. Die Polarisierung 
nach dem 11. September 2001“. At-
lantik Verlags- und Mediengesell-
schaft, Bremen 2002, 579 S., 24,80 € 

Wir wissen es schon nicht mehr so 
genau, was sich im einzelnen abge-
spielt hat am 11. September 2001. 
Und vor allem haben wir, na, sagen 
wir die meisten von uns zivilen Zeit-
genossen der großen Politik, verges-
sen, was gleich nach den beiden 
furchtbaren Einschlägen in die Tür-
me des World Trade Center neben 
den Schreckensbildern über die Me-
dien so alles rüberkam. „Warum hat 
keiner der bedrohten Piloten über 
den Steuerknüppel den vereinbarten 
Signal-Code an die Bodenstationen 
eingegeben?“ fragte denn auch Wolf-
gang Eggert bald schon in einer der 
ersten Analysen zum Geschehen an 
diesem Unglückstag.

1
 Und so mag es 

vielen gegangen sein. Wie war es 
möglich, dass die mutmaßlichen Ter-
rorpiloten nach einer Kurzausbildung 
auf kleinen Sportflugzeugen plötz-
lich Großflugzeuge in einer Weise 
beherrschten, die selbst erfahrene 
Flugkapitäne staunen ließ? Und, so 
Eggert weiter, wie konnten in den 
USA auf einen Schlag alle Verteidi-

                                                           
1
 W. Eggert: Angriff der Falken. Die ver-

schwiegene Rolle von Mossad und CIA bei 
den Anschlägen vom 11. September. Mün-
chen 2002, S.16 f. 
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gungssysteme ausgeschaltet werden? 
Wie konnten vier entführte Flugzeu-
ge über dichtbesiedeltem Gebiet au-
ßerhalb ihrer Flugrouten eineinhalb 
Stunden im bestgesichertsten Luft-
raum der Welt umherirren, Militärs 
und Geheimdienste die Abfangjäger 
entscheidende 60 Minuten am Boden 
verharren lassen? Fragen über Fra-
gen; und, bis auf den heutigen Tag, 
nicht eine einzige befriedigende 
Antwort! Wer nur nachlesen will, 
wie wenig an tatsächlicher Aufklä-
rung zu diesen und anderen prekären 
Fragen – immerhin hatte ja auch 
Bush sen., welch ein Zufall, über die 
Carlyle Group für die Familie Bin 
Laden in Saudi Arabien gearbeitet – 
bislang geleistet worden ist, welch 
Informationsirrgarten rund um die 
Vorgeschichte und ihre Verflechtung 
mit den Terroranschlägen errichtet 
worden ist, der wird von Sauermanns 
Buch reichlich bedient. Ja, es ver-
schlägt einem die Sprache – und man 
fragt sich, wieso heute, fast zwei Jah-
re nach diesen Ereignissen, das kon-
krete Tatsachengeflecht so ganz aus 
den Debatten um den internationalen 
Terrorismus verschwunden ist. Doch 
im Nachzeichnen des Geschehenen 
erschöpft sich Sauermanns Darstel-
lung beileibe nicht. Denn über die 
Aufklärungsnot des Vorgefallenen ist 
das öffentliche Interesse, aber vor al-
lem die amerikanische Politik längst 
hinaus. Jetzt steht Grundsätzliches 
zur Debatte. Für die einen ist dieses 
Grundsätzliche der Feldzug gegen den 
Terrorismus, hinter dem sich echte, 
eingeredete, erwünschte und ich weiß 
nicht was noch für Feinde Amerikas 
verbergen. Und für die anderen, die 
Vielen, ist dieses Grundsätzliche die 
Angst um die Erhaltung der Weltzi-

vilisation, die Millionen von Men-
schen außerhalb Amerikas, aber zu-
nehmend auch in den USA selbst, im 
Gefolge der US-amerikanischen Po-
litik der Kriegsandrohung bewegt. 

Schon ein knappes Jahr nach den ver-
heerenden Ereignissen des 11. Sep-
tember 2001 lag Sauermanns kom-
pendiales Werk von 579 Seiten be-
reits auf dem vorweihnachtlichen Bü-
chertisch, gefördert durch einen en-
gagierten Verlag, verfasst von einem 
Politikwissenschaftler mit der selte-
nen Gabe, die strenge Analyse nicht 
durch vorschnelle Verallgemeinerun-
gen zu entkräften, andererseits den 
Strom der Gedanken nicht im nüch-
ternen Politologendeutsch versiegen 
zu lassen. Das Buch fasziniert durch 
präzisen Ausdruck, stilistische Bril-
lanz und einen weitgespannten In-
formationsanspruch, der auch einge-
löst wird. Da ist dem Halleschen Po-
litologen Ekkehard Sauermann ein 
bemerkenswerter Wurf gelungen. Das 
komplizierte Geflecht machtpoliti-
scher Konstellationen des letzten run-
den Dutzends von Jahren nach der 
Beendigung des Kalten Krieges zu 
entwirren und den roten Faden impe-
rialer Machtpolitik herauszupräparie-
ren – das war doch eher einem Team 
von weltumspannend agierenden Po-
litologen zuzutrauen. 

Zudem ist dem in marxistischer Tra-
dition stehenden Sauermann jenes re-
lativ unbekümmerte Sich-Bewegen 
im Reich politologischer Hypothesen 
ganz und gar nicht auf den Leib ge-
schrieben; publizistische Schnell-
schüsse nach dem Motto, gut ist, was 
provoziert. Wenn man die im letzten 
Jahr erschienenen Abhandlungen zu 
der auch in Sauermanns Buchtitel 
vorgewiesenen neuen Weltordnung 
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Revue passieren lässt, dann kann man 
sich des Eindrucks nicht erwehren, 
dass recht schnell aus vorläufigen Be-
obachtungen weitreichende Schlüsse 
gezogen werden. Das schießt bei der 
eine Art Konkurrenzbuch zu Sauer-
mann (obwohl in der englischen 
Ausgabe zwei Jahre älter) darstellen-
den Abhandlung von Michael Hardt 
und Antonio Negri gewiß schon 
stark ins Kraut – nicht ganz von un-
gefähr ist für Leo Panitch dieser 
Bestseller eine Mischung aus einzel-
nen bemerkenswerten Einsichten und 
ansonsten überwiegend wertlosen 
Vermutungen, aus „Schätzen und 
Schund“

2
. Für den Gesellschaftsthe-

oretiker ist es natürlich naheliegend, 
nach einer theoretischen Einordnung 
dieser Vorgänge zu suchen. Die Neu-
belebung und Weiterbildung der mar-
xistischen Imperialismustheorie, der 
sich diese Zeitschrift ja besonders 
angenommen hat, versteht sich zwar 
nicht als kognitiver Schock im Ge-
folge des 11. September, erhält je-
doch durch die politische Offensive 
des eigentlich in der Vergangenheit 
viel stärker als Produktivkraft-Impe-
rialismus eingeschätzten amerikani-
schen Imperialismus neue Impulse. 

Doch Sauermanns Buch versteht sich 
nicht als eigenständiger Beitrag zur 
Imperialismus-Theorie, sondern  ist 
viel eher eine kritische Analyse der 
amerikanischen imperialen Selbst-
darstellung nach dem 11. September 
sowie eine daraus abgeleitete Be-
trachtung der bedrohlichen weltpoli-

                                                           
2
 M. Hardt, A. Negri: Empire. Die neue 

Weltordnung. Frankfurt/M./New York 
2002. Vgl. dazu L. Panitch: Neuer Imperia-
lismus – neue Imperialismustheorie, in: Z 
52 (Dezember 2002), S.82. 

tischen Folgen, die ein ungehindert 
agierender, sich als Weltmacht des 
Guten verstehender US-amerikani-
scher Imperialismus haben wird. 
Dennoch ist Sauermanns Buch kei-
neswegs nur eine zeitgeschichtliche, 
aktuell politologische Arbeit, obwohl 
dieses Anliegen durch den Untertitel 
besonders hervorgehoben wird. Es ist 
auch ein Beitrag zur Kennzeichnung 
der epochenbestimmenden Kräfte. 
Nun sind die Erfahrungen der Mar-
xisten mit allgemeinen Bestimmun-
gen zum Charakter der Epoche nicht 
sonderlich gut; Vorsicht ist also al-
lemal geboten, wenn man sich wie-
der auf dieses schwierige Terrain be-
geben will. Zur Erinnerung – es ge-
hörte zum gemeinsamen Standpunkt 
aller antiimperialistischen Kräfte bis 
zum Niedergang der Sowjetunion, 
zur Perestroika und ihren realpoliti-
schen Folgen, dass diese Epoche be-
stimmt wurde als eine solche des all-
gemeinen Übergangs vom Kapita-
lismus zum Sozialismus. In dieser 
allgemeinen Formulierung steckt in-
sofern nach wie vor ein Körnchen 
Wahrheit, als die Überzeugung der 
Sozialisten weltweit stets noch auf 
eine den Kapitalismus überwindende 
neue Gesellschaft zielt. Nur, das real 
ablaufende Geschichtsprofil des bis 
in die achtziger Jahre wachsenden 
sozialistischen Lagers, begleitet von 
einer nichtsozialistischen, aber anti-
imperialistischen Befreiungsfront in 
vielen Ländern Afrikas, Asiens und 
Lateinamerikas, schien den Weg 
schon zu gehen und hatte in der öko-
nomischen wie sozialen Struktur der 
realsozialistischen Länder bereits ein, 
wie es lange schien, nachahmenswer-
tes Ziel vor Augen. 

In diesem Sinne ist die Epochencha-
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rakteristik der Marxisten, vor allem 
einsetzend mit dem Weltkriegsende 
1945, in dem ja eine große prosozia-
listische Schubkraft steckte, auf der 
Strecke geblieben. Insofern sind die 
neueren Imperialismus-Debatten sym-
pathischer, weil sie das theoretische 
Moment favorisieren, nicht aber das 
utopische bzw. visionäre. Wenn man 
diese Debatten genauer anschaut, dann 
liegt insofern ein gewisser Spreng-
stoff in ihnen, als der Schwerpunkt 
zur Bestimmung des Epochencharak-
ters entweder auf die ökonomischen 
Potentiale dieses Weltimperialismus 
gelegt wird, oder aber auf die politi-
schen Dimensionen und systeminne-
ren Potentiale dieser Gesellschafts-
ordnung. Die Charakteristik dieser 
Epoche zeigt sich dann – greifen wir 
aus der Fülle der Angebote nur einen 
Versuch heraus – als Selbstentfal-
tungsprozeß eines monopolistischen 
Universalismus.

3
 Dabei kommt dem 

ökonomischen Bereich eine eher un-
terbelichtet bleibende Rolle zu; der 
Primat des Politischen ist ganz ein-
deutig; irgendwie ergibt sich das ganz 
zwangsläufig aus den Abläufen nach 
dem 11. September 2001. Die politi-
sche Situation in der Welt schien ur-
plötzlich verändert, ins Wanken ge-
raten. Ökonomisch aber verlief alles 
in den ruhigen, krisengezeichneten 
Bahnen. Auch die durchaus wider-
sprüchliche Haltung um die tatsäch-
liche Rolle eines Kampfes um das 
irakische Erdöl (Rumsfield sprach 
erst kürzlich davon, dass es keine 
Frage sei, dass dieses Öl dem iraki-
                                                           
3
 B. H. F. Taureck: Imperialismus als mono-

polisierter Universalismus. Fragen und 
Thesen zu einem neuartigen politischen 
Großrisiko, in: Z 52 (Dezember 2002), S. 
101-107. 

schen Volke gehöre) mahnt, nicht 
ständig und schnurstracks die öko-
nomischen Hintergründe derartiger 
Vorgänge in den Vordergrund zu rü-
cken. Politik ist – und das wahr-
scheinlich in zunehmendem Maße – 
ein eigenständiger Ereignisbereich 
und nicht die bloße Ausdrucksform 
ökonomischer Interessen. 

Damit sind wir mitten in dem theore-
tischen Debattierfeld von Sauermanns 
Buch. Setzen die Ereignisse vom 11. 
September tatsächlich einen neuen 
Epochenbeginn? Und was steht im 
Mittelpunkt dieser Epoche? Ist sie zu 
bezeichnen als Epoche des weltwei-
ten Kampfes gegen den Terrorismus, 
in dessen Gefolge die bestimmenden 
Kräfte eine neue stabile Weltordnung 
schaffen werden? Und wie wird eine 
solche aussehen, welche immanenten 
Differenzierungen wird sie aufwei-
sen, welche inneren Widersprüche 
werden sie prägen? Und damit ist 
auch ein Blick geworfen auf die Rol-
le der Bundesrepublik in diesem Pro-
zeß; die Frage, ob sich eine solche 
anzuvisierende neue Weltordnung ge-
wissermaßen auf dem Wege der er-
zwungenen Räson ergeben oder aber 
Resultante vieler divergierender na-
tionaler Interessenströme sein wird. 
Ein weites Feld also. 

Sauermann untergliedert diesen Fra-
genkreis in fünf Kapitel. Im ersten 
Kapitel werden die Täter und die 
Nutznießer des 11. September analy-
siert. Hier stützt sich Sauermann vor-
wiegend auf veröffentlichtes Materi-
al. Nach der Rekonstruktion der Er-
eignisse fragt der Autor nach den 
Nutznießern dieses Verbrechens. Nicht 
das Verurteilen und Bedauern, nicht 
die Phänomenologie der Terrorakte 
allein wird zum entscheidenden Kri-



190 Z - Nr. 54 Juni 2003 

terium historischer Urteilsfindung, 
sondern die Frage nach den Nutznie-
ßern und das Abwägen der Dimensi-
onen des Nachher. Nutznießer waren 
keinesfalls, so ist sich Sauermann 
mit der überwiegenden Mehrheit der 
Kommentatoren dieser Ereignisse ei-
nig, die islamische Bewegung, son-
dern eine breite Palette ökonomi-
scher und politischer Kräfte in den 
USA, nicht zuletzt aus denjenigen Ge-
filden, die im militärisch-industri-
ellen Komplex angesiedelt sind. Sau-
ermanns Buch ist hier vorbildlich er-
giebig; die Macht der Fakten lässt 
Verdächtigungen und Spekulationen 
überflüssig sein. Gleich wichtig ist 
die Frage nach dem Nachher – das ist 
die angestrebte Neuordnung der 
Welt. Und so wird der Terrorismus in 
seiner ganzen menschenverachtenden 
Abscheulichkeit auch erkennbar als  
teuflischer Mitläufer in einem ganz 
neuen Kartell von Machtinteressen 
jenseits der zerbrochenen, wenn-
gleich natürlich ebenfalls auf Teufli-
schem, nämlich dem Gleichgewicht 
des Schreckens beruhenden Weltfrie-
densordnung, die bis zum Auseinan-
derbrechen des sozialistischen Welt-
systems das internationale Gesche-
hen bestimmt hat. 

Seither ist aber nur der Schrecken 
permanent geblieben, wenngleich das 
mehr und mehr für die randständigen 
Weltgebiete gilt, die gleichwohl, 
nach der Anzahl der dort lebenden 
Menschen und der Quadratkilometer 
gemessen, einen weitaus größeren 
Weltenteil repräsentieren als vordem 
die Kernzonen der realsozialistischen 
und der realkapitalistischen Welt. 
Heute aber ist die Friedensidee längst 
nicht mehr zentrales Anliegen der 
Weltpolitik, nicht mehr das konstruk-

tive Prinzip zur Regelung der Bezie-
hung der Völker, wie es nach Kants 
großer philosophischer Friedenstat 
zum Ideal einer jeden weltpolitischer 
Absicht zu werden versprach. Die al-
te Kantsche Idee, dass Kriegführung 
und Menschenrechte einander aus-
schließen, droht als weltanschauli-
ches Kulturgut vor dem Angesichte 
imperialen Machtstrebens dieser un-
serer gegenwärtigen politischen Welt 
völlig abhanden zu kommen. Warum 
nicht Krieg, wenn kein anderes Mit-
tel hilft, ist wieder zu einer ganz 
normalen Frage geworden. Im ge-
schichtsphilosophischen Sinne ist 
das einer der größten Kulturverluste 
des vergangenen Jahrzehnts. Nutzen 
aus dem Krieg zu ziehen – das stellt 
zugleich das Bindeglied zwischen 
Terrorismus und dem Krieg gegen 
das Weltböse dar. 

Im zweiten Kapitel geht Sauermann 
diesem Idol auf die Spur. Beispiele 
für die dürren Ernten einer solchen 
Kriegssaat liefern die sozialen, öko-
nomischen, anthropologischen und 
kulturellen Brachen im Irak nach 
1991, Jugoslawien 1999 und Afgha-
nistan im neuen Jahrtausend. Das 
vermeintlich schicksalhaft der Füh-
rungsmacht USA zugeschriebene 
Recht auf Krieg als Krieg des Guten 
gegen das Böse ist eine der gröbsten 
Verirrungen globalen Politikan-
spruchs und zugleich ein epochaler 
Missbrauch der mit dem Ausgange 
des Mittelalters stets mit der Frie-
densidee verbundenen religiösen Sen-
dungsbewusstseins unserer Zeit. 

Im dritten Kapitel analysiert Sauer-
mann zunächst dieses vorgebliche 
„Reich des Bösen“ in Gestalt seiner 
durch Bush jr. vorgegebenen Dreige-
stalt: der Terrorismus im allgemei-
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nen, der islamische Fundamentalis-
mus im besonderen, das Netzwerk 
der Taliban bis zu Osama Bin Laden 
im einzelnen. Das politologisch ge-
sehen überaus Anfechtbare, zugleich 
politisch recht gut Anwendbare die-
ses Konstrukts besteht, so Sauer-
mann, darin, dass ein solches Feind-
bild eklektizistisch ist, ausgedehnt 
werden kann auf potentielle Partei-
gänger des Bösen, gar bis zur Auftei-
lung der US-Umwelt in Schur-
kenstaaten hie und treue Vasallen da. 
Und jede Form der Kriegführung ist 
gerechtfertigt. Man kämpft nicht 
mehr in alten Registern, denn der 
Feind steht ja nicht mehr auf einer 
akzeptierten Kulturstufe. Schurken 
sind nicht bloß Vertreter anderer In-
teressen, sondern sie versinnbildli-
chen Abschaum; mit ihnen kann 
nicht verhandelt werden. Selbst die 
in der Kantschen Friedensidee be-
gründete kulturelle Gleichrangigkeit 
der aktuell und potentiell Kriegfüh-
renden ist also passé. Heute ringt wie 
zu Zeiten der Kreuzzüge das Edle 
gegen das Schurkische. Die Selbst-
rechtfertigung und Glorifizierung die-
ser Mächte des Edlen hat damit gera-
dezu metaphysische Dimensionen an-
genommen. 

Im vierten Kapitel untersucht Sau-
ermann einige Erscheinungsformen 
im geistigen Selbstverständnis dieser 
so genannten Welt des Guten; pikan-
terweise auch das damit verbundene 
Fremd- und Selbstverständnis der 
Bundesrepublik Deutschland. Sauer-
mann hat diese Passagen noch vor 
den friedenspolitischen Äußerungen 
von Kanzler Schröder zur Frage des 
Krieges gegen den Irak geschrieben 
und prüft die Verlautbarungen der 
USA-Seite zur BRD noch auf der 

Basis der angesichts der Ereignisse 
vom 11. September von Schröder 
angekündigten Politik der „uneinge-
schränkten Solidarität“ mit den USA. 
Die BRD konnte sich damals noch 
auf der Seite der Mächte des Guten 
wähnen. Nun weiß man nicht recht, 
was es im allgemein politischen Be-
wusstsein hierzulande bedeuten 
könnte, wenn man sich plötzlich in 
den Äußerungen hoher amerikani-
scher Funktionäre als Schurkenstaat 
wiederfände. Das Echo könnte zwi-
schen einem allgemeinen herzlichen 
Lachen und tiefster Niedergeschla-
genheit bestehen, je nachdem, ob 
man das in Bayern oder in Sachsen 
oder Berlin zur Kenntnis nimmt. 
Vielleicht haben die Menschen in 
den neuen Bundesländern sowieso 
noch nicht jenes Dankbarkeitsver-
hältnis gegenüber den USA verinner-
licht, das in der großzügigen Hilfe 
für Westdeutschland in den Nach-
kriegsjahren seine Wurzeln hat. 

Das fünfte Kapitel gibt eine überaus 
instruktive Übersicht über die Wi-
dersprüche, die der Weltmacht USA 
derzeit im eigenen Lager das Leben 
schwer machen. Sowohl innerhalb 
des militärisch-industriellen Kom-
plexes als auch des Großkapitals ge-
nerell, zwischen den USA und ihren 
Verbündeten gärt es. Das Verhältnis 
zu den übrigen islamischen Ländern 
ist brisant, aber auch die Entwick-
lungen im eigenen Lande angesichts 
sich zuspitzender sozialer, ökonomi-
scher und kultureller Krisenerschei-
nungen lassen die Frage nach den 
Zukunftschancen einer solchen Poli-
tik, wie sie gegenwärtig von der 
Bush-Administration forciert wird, 
auch im eigenen Lande laut werden. 
Sauermann stellt ihre engagiertesten 
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Wortführer vor, allen voran Noam 
Chomsky. Hervorzuheben ist auch, 
dass Sauermann die mit den Terror-
akten faktisch eingeleitete Weltneu-
ordnung nicht nur auf das Ölproblem 
zurückführt. So klar sich im Irakkon-
flikt gerade dieser Aspekt in den 
Vordergrund schiebt, so ist die geo-
politische Seite der USA-Bestrebun-
gen nicht allein an Ressourcenfragen 
festzumachen. 

Abschließend soll auf ein bei Sauer-
mann an verschiedenen Stellen auf-
scheinendes politologisches Grund-
problem aufmerksam gemacht wer-
den. Die Erörterungen zu den neuen 
Erscheinungsformen des Weltimpe-
rialismus im besonderen, des USA-
Imperialismus im einzelnen sind na-
türlich in ihrer gesellschaftstheoreti-
schen Brisanz für das Markieren der 
nächsten Entwicklungsstadien, in die 
diese unsere Welt hineinzuschliddern 
droht, von ausschlaggebender Be-
deutung. Doch neben und hinter die-
sem Aspekt muss man eben auch die 
Feststellung treffen, dass in der poli-
tologischen Literatur eine wirkliche 
Philosophie der Geschichte nicht 
mehr stattfindet. Gewiss, auch Sau-
ermann favorisiert ein solches Anlie-
gen nicht. Aber in der Polemik mit 
Hardt und Negri, die sich in der 
Phrase auf linke revolutionäre, auch 
marxistische Potentiale stützen, erin-
nert Sauermann an die Marxsche 
Sicht auf die politischen Prozesse 
seiner Zeit, deren Substrat er in der 
Herausbildung eines spezifischen 
historischen Subjekts erblickt, nicht 
aber in Konstellationen von Macht 
und Ideologien. Auch hier unter-
scheidet sich Sauermanns Buch 
wohltuend von den vornehmlich stra-
tegiepolitischen wie geopolitischen 

Analyse- und Prognoseschriften. Es 
wird bei Sauermann auch die geistige 
Spannweite des Konzeptes der neuen 
Weltkriegsordnung ins Visier ge-
nommen. Eine neue Philosophie des 
Weltfriedens stünde dann auf der 
Tagesordnung – wer wird sich ihrer 
wohl annehmen? Viel Zeit ist nicht 
mehr, um einer solchen Sicht auf die 
Welt wieder auf die Sprünge zu hel-
fen. Dann sollten die Kompendien zu 
diesem Problem so heißen, und zwar 
aus guten, inhaltlichen Gründen, wie 
es Sauermann vorschwebt – nicht ei-
ne neue Weltkriegsordnung, sondern 
eine neue Weltfriedensordnung steht 
zur Debatte! 

Reinhard Mocek 

 

 

Anatomie einer Weltmacht 

Malcolm Sylvers, Die USA – Anato-
mie einer Weltmacht, PapyRossa 
Verlag, Köln 2002, 16,90 €  

Wer eine aktuelle Darstellung von 
Ökonomie, Gesellschaft und Politik 
der USA sucht, wird im Sortiment 
des PapyRossa Verlags fündig: Hier 
ist im Herbst des letzten Jahres Mal-
colm Sylvers‘ „Die USA – Anatomie 
einer Weltmacht“ erschienen. Syl-
vers, der an der Universität Venedig 
die Arbeitsschwerpunkte Geschichte 
und Außenpolitik der Vereinigten 
Staaten lehrt, ist durch die Auswer-
tung zahlreicher Arbeiten und Stu-
dien zur sozioökonomischen Ent-
wicklung – auf Basis eines marxisti-
schen Analyserahmens – eine fakten-
reiche Darstellung der US-
amerikanischen Gesellschaft gelun-
gen.  

Das Buch ist in sechs Kapitel unter-
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gliedert und behandelt die ökonomi-
sche, sozialstrukturelle sowie die in-
nen- und außenpolitische Entwick-
lung der USA in den letzten gut 20 
Jahren, um im letzten Kapitel Chan-
cen einer politischen Opposition und 
insbesondere einer „eventuell antika-
pitalistischen Volksbewegung“ (S. 
305 ff.) auszuloten.  

Im ersten Kapitel (Die Umstrukturie-
rung der Volkswirtschaft) arbeitet 
Sylvers heraus, daß in jüngster Zeit 
das Gewicht des Finanzsektors in 
den USA enorm zugenommen hat. 
Besonders die Macht der Banken ha-
be sich gefestigt: Auch wenn das 
Verhältnis von Banken und Industrie 
nicht so eng sei wie in Europa, übten 
die Banken gegenwärtig über die 
Kontrolle und Verwaltung der insti-
tutionellen Investoren, die „nun fast 
60% der Aktien der tausend größten 
Unternehmen [besitzen], während es 
in den fünfziger Jahren etwa 10% 
waren“ (S. 37), einen entscheidenden 
Einfluß auf die Wirtschaft des gan-
zen Landes aus. Was die Wirt-
schaftspolitik (S. 57 ff.) betrifft, sieht 
Sylvers zu Recht eine schon vor den 
Reagan-Jahren beginnende kontinu-
ierliche Ausrichtung an den Bedürf-
nissen des Finanzkapitals und der 
transnationalen US-amerikanischen 
Konzerne. In diesem ersten und auch 
im zweiten Kapitel, das sich mit der 
Klassenstruktur der Vereinigten 
Staaten beschäftigt, trägt Sylvers ei-
ne Fülle von empirischen Daten zu-
sammen. Der besseren Lesbarkeit 
halber hätte er allerdings gut daran 
getan, zumindest einen Teil der Zah-
len in Form von Tabellen und 
Schaubildern zu präsentieren.  

Den innovativsten Teil von Sylvers 
Arbeit enthält das zweite Kapitel, das 

mit „Arbeiter, Middle class, ‚Symbo-
lanalytiker‘, Führungsschicht und 
Armut: Die neue Klassenstruktur“ 
betitelt ist. Sylvers beschreibt hier 
die enorme Zuspitzung der Un-
gleichverteilung von Einkommen 
und Vermögen in den letzten 30 Jah-
ren. Auch wenn die für kapitalisti-
sche Gesellschaften typischen Klas-
sengegensätze in den USA natürlich 
nach wie vor bestehen, lassen sich 
nach seiner Ansicht doch auch deut-
liche Veränderungen in der Gesell-
schaftsstruktur ausmachen. Sylvers 
unterteilt die gegenwärtige US-
amerikanische Gesellschaft in vier 
soziale Klassen: die herrschende 
Klasse, die „durch den Besitz und die 
Kontrolle des gesellschaftlichen 
Reichtums die Entscheidungsgewalt 
inne hat und dadurch die meisten 
Vorteile genießt“ (S. 79 f.), die Klas-
se der „Symbolanalytiker“ und Top-
manager, die „Middle class“ oder 
Arbeiterklasse und als viertes die 
Ausgegrenzten und Armen. Die 
größte Klasse ist die Arbeitklasse, 
die 70-75% der US-amerikanischen 
Gesellschaft ausmacht. Die Lage der 
Arbeiterklasse hat sich insbesondere 
dadurch verschlechtert, daß vier 
Fünftel der abhängig Beschäftigten 
länger arbeiten müßen, um ihren Le-
bensstandard zu halten, außerdem ist 
die Arbeitsintensität gestiegen, wäh-
rend das Recht auf Urlaub, Feiertage 
und bezahlte Krankheitstage einge-
schränkt wurde (S. 105). Mit der 
Klasse bzw. Schicht der Symbolana-
lytiker und Topmanager – also der 
Klasse, die zwischen der herrschen-
den und der Arbeiterklasse angesie-
delt ist – hat sich, so Sylvers, eine 
neue soziale Klasse herausgebildet 
(S. 87 ff.). Diese Klasse sei an die 
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Stelle des Bürgertums getreten, das 
früher kleine und mittlere Betriebe 
besaß und oft im Auftrag größerer 
Unternehmen tätig war. Den Begriff 
des Symbolanalytikers übernimmt 
Sylvers von Robert Reich: Symbo-
lanalytiker lösen, identifizieren und 
vermitteln Probleme, indem sie 
Symbole manipulieren; ihre Ar-
beitswerkzeuge sind ihr Wissen und 
ihre Erfahrungen, sind mathemati-
sche Algorithmen, juristische Argu-
mente, Finanztricks, wissenschaftli-
che Regeln, psychologische Kennt-
nisse, Induktions- und Deduktionsge-
füge oder sonstige Techniken des 
Umgangs mit Begriffen. Symbolana-
lytiker seien im Gegensatz zu den 
traditionellen Freiberuflern der Ver-
gangenheit, die meist nicht unmittel-
bar in den kapitalistischen Funkti-
onszusammenhang eingegliedert ge-
wesen sind, vollkommen in die Ab-
läufe des Wirtschafts- und Gesell-
schaftsmechanismus integriert.  

Im Bereich der Außenpolitik (S. 234 
ff.) macht Sylvers zu Recht eine 
weitgehend ungebrochene hegemo-
niale Stellung der USA aus und 
wendet sich explizit gegen die insbe-
sondere von Paul Kennedy in den 
80er Jahren zur Diskussion gestellte 
These von einer „imperialen Über-
dehnung“. Die Hegemonie der USA 
beruhe auf der allgemeinen ökono-
mischen Stärke, dem Rüstungssektor 
und dem Militärapparat sowie der 
Stellung der USA als Weltfinanz-
zentrum mit dem Dollar als Leitwäh-
rung, während demgegenüber die 
Verschuldung der USA und das Ver-
hältnis von Wirtschaftskraft zu den 
Rüstungsausgaben nur von unterge-
ordneter Bedeutung sei. Ihren Aus-
druck finde die US-amerikanische 

Hegemonie unter anderem darin, daß 
sich sowohl der asiatische Raum als 
auch Europa – durch die Rücknahme 
sozialstaatlicher Regulierungen und 
eine immer stärker um sich greifende 
Marktorientierung – dem angelsäch-
sischen Kapitalismusmodell annä-
hern. Wahrscheinlich sei, daß die 
US-Hegemonie in naher Zukunft 
„bei einer immer größeren subalter-
nen ‚Integration‘ der anderen Zen-
tren“ fortbestehe (S. 275).  

Die Möglichkeit einer Erosion der 
hegemonialen Stellung der USA 
könnte nach Ansicht von Sylvers in 
den nächsten Jahren von innen erfol-
gen, wenn sich die Verteilungsver-
hältnisse in den USA weiter zuspit-
zen und sich eine Protestbewegung 
formiert (S. 305 ff.). Hierfür müßten 
unter anderem der Rassismus bzw. 
die ethnischen Spaltungen in den un-
teren Bevölkerungsschichten – bei-
des wird vom Autor ausführlich im 
dritten Kapitel seiner Arbeit unter-
sucht (S. 123 ff.) – überwunden wer-
den. Das Quotensysteme zur Förde-
rung von Minderheiten sollte abge-
schafft und auch die Idee des Multi-
kulturalismus kritisch hinterfragt 
werden, da dieser gefährlich sei, 
„wenn nicht das verbindende Ele-
ment zwischen den einzelnen Grup-
pen gesucht wird“ (S. 310). Vor al-
lem aber müßten radikal-
reformistische und zumindest ten-
denziell antikapitalistische Pro-
gramme angesichts der Macht und 
der Ausdehnung der transnationalen 
Konzerne internationalistisch ausge-
richtet sein. (S. 312)  

Insgesamt ist Malcolm Sylvers eine 
hervorragende Bestandsaufnahme 
der gegenwärtigen Gesellschaft so-
wie der politischen Stellung der USA 



Buchbesprechungen 195 

in der Welt gelungen. Das Buch wird 
seinem in der Einleitung formulier-
ten Anspruch voll und ganz gerecht: 
„Das Buch richtet sich an diejenigen, 
die sich mit dem Bestehenden nicht 
zufrieden geben: diejenigen, die wis-
sen, daß die reale Welt den Be-
schreibungen und Erklärungen der 
offiziellen Ideologie nicht entspricht 
und die die schrecklichen Dispropor-
tionen, Ungerechtigkeiten und Ge-
fahren sehen, die sich daraus erge-
ben. Für diejenigen, die eine Verän-
derung des Bestehenden als notwen-
dig betrachten, kann das Verstehen 
der Welt, angefangen bei den Funk-
tionsweisen des gegenwärtigen Kapi-
talismus in einer wichtigen Nation, 
der notwendige Ausgangspunkt sein. 
Ein solches Verständnis schafft na-
türlich nicht Alternative selbst, aber 
es gehört zumindest zu deren Vo-
raussetzungen.“ (S. 12)  

Kai Eicker-Wolf 

 

 

Der neue Prophet des  
Niedergangs 

Robert Brenner, Boom & Bubble. 
Die USA in der Weltwirtschaft, VSA-
Verlag Hamburg (2003), 350 Seiten; 
Preis: 24, 80 € 

Der amerikanische Historiker Robert 
Brenner hat vordergründig eine Ana-
lyse des viel bejubelten US-
amerikanischen Booms der 1990er 
vorgelegt. Sein Fazit: „Die gegen-
wärtig ablaufende Rezession hat sich 
allein dadurch von allen anderen der 
Nachkriegsepoche unterschieden, 
dass ihre unmittelbare Quellen in 
dem Platzen einer Spekulationsblase 

an den Börsen und in dem Wirk-
samwerden weit verbreiteter Über-
kapazitäten lagen, welche die Preise 
nach unten drückten (...). Die Mehr-
zahl der Wirtschaftsanalytiker er-
kannte nicht, in welchem Maße ge-
nau dieselben Mechanismen, durch 
welche die Börsen in ihrem Auf-
schwung auch die Volkswirtschaft 
nach oben getrieben hatten, die ge-
samte Volkswirtschaft nach unten 
drücken würden, sobald die Kurse 
fielen. Eben so wenig begriffen sie, 
wie der Aufbau von Überkapazitäten, 
der sich während des von den Börsen 
vorangetriebenen Konjunkturauf-
schwungs vollzog, die gesamte 
Volkswirtschaft nach unten drücken 
musste, wenn das Wachstum einmal 
endete. Schließlich entging ihnen 
auch noch der ganz allgemeine 
Punkt, wie weitgehend die Entfesse-
lung der Märkte, welche während der 
beiden letzten Jahrzehnte stattgefun-
den hat, Muster der kapitalistischen 
Entwicklung wiederhergestellt hat, 
welche ganz an die Epoche vor dem 
I. Weltkrieg erinnern.“ 

Brenner stellt diese Analyse der 
jüngsten Entwicklung der globalen 
und der US-Wirtschaft in einen län-
gerfristigen historischen Zusammen-
hang. Vom Ende des Zweiten Welt-
kriegs bis Anfang der 1970er erlebte 
die Weltwirtschaft einen „langen 
Aufschwung“, von dem die Volks-
wirtschaften der USA, Westeuropas 
und Japans gleichermaßen profitier-
ten. Darauf folgte der weltweite 
„lange Abschwung“ mit niedrigen 
Wachstumsraten, steigenden Er-
werbslosenzahlen und einer relativ 
stagnierenden Wirtschaftsentwick-
lung. Seine These: Der fabulöse US-
Aufschwung der 1990er Jahre konnte 
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das Muster des „langen Ab-
schwungs“ der Weltwirtschaft nicht 
durchbrechen und überwinden. 

Brenner kombiniert dabei ein Analy-
seraster aus klassisch marxistischen 
Elementen (Überproduktionskrisen, 
Entwicklung der Profitrate und der 
Produktivität) mit einem Paradigma 
der „ungleichen und kombinierten 
Entwicklung“ (Frühentwickler/Spät- 
entwickler-Ökonomien), der Be-
trachtung vertikaler (industrielle Be-
ziehungen, Steuerpolitik, Lohnent-
wicklung, Kräfteverhältnis zwischen 
Arbeit und Kapital etc.) und horizon-
taler (internationaler Wettbewerb 
zwischen den Kapitalien, Währungs-
regimes, Regulierung der Finanz-
märkte, Zentralbankpolitiken etc.) 
Bedingungen der Kapitalakkumula-
tion und der Analyse des Einflusses 
der Wirtschaftspolitik (keynesianisch 
vs. monetaristisch), um nur die auf-
fälligsten Beispiele zu nennen. 

Ausgangspunkt des „langen Ab-
schwungs“ waren für ihn Überpro-
duktion und Überkapazitäten in der 
verarbeitenden Industrie der fortge-
schrittenen kapitalistischen Industrie-
länder seit Ende der 60er Jahre. Die 
Unternehmen versuchten, die ge-
schwächte Inlandsdynamik durch 
nochmals steigende Exporte zu kom-
pensieren. Dies führte jedoch zu-
nächst zu einem verschärften interna-
tionalen Wettbewerb zwischen den 
drei Wirtschaftsregionen USA, West-
europa und Japan. Seit der zweiten 
Hälfte der 60er Jahre konnten 
Deutschland und Japan als Spätent-
wickler ihren Absatz auf den Welt-
märkten deutlich steigern. Sie zwan-
gen ihren kostenintensiveren Kon-
kurrenten niedrigere Preise auf. 
Dadurch konnten sie zunächst ihre 

Profitraten halten und die Marktan-
teile ihrer US-Rivalen bis in die 80er 
Jahre hinein runterdrücken. 

Die Exportstärke Deutschlands und 
Japans führte jedoch zu einer allmäh-
lichen Aufwertung ihrer Währungen, 
einem erneuten Anstieg ihrer Kosten, 
einem Rückgang der Rentabilität und 
zu neuen Überkapazitäten. Die welt-
weiten Überkapazitäten wurden 
durch den aggressiven Markteintritt 
der Schwellenländer Südostasiens 
noch einmal verschärft. Ergebnis wa-
ren niedrige Raten der Kapitalakku-
mulation, niedrige Wachstumsraten 
des Bruttosozialprodukts, schwaches 
gesamtwirtschaftliches Wachstum 
von Produktivität und Investitionen 
und daraus resultierend niedrige 
Lohnzuwächse und steigende Ar-
beitslosigkeit. Ein allgemeines Mus-
ter setzte sich durch: verlangsamtes 
Wachstum in der Frühentwickler-
Ökonomie der USA, zunächst stärke-
res Wachstum in den Spätentwickler-
Ökonomien von Deutschland und 
Japan, anschließend starkes Wachs-
tum in den asiatischen Schwellen-
ländern (und mit einigem Abstand in 
Lateinamerika und Osteuropa), bis 
schließlich in den 90er Jahren die 
USA nach einem harten Prozess der 
Lohnsenkung und des Downsizing 
und Re-Engeneering ihrer industriel-
len Basis ihren Weltmarktkonkurren-
ten wieder Kontra geben konnten. 

Die Orientierung auf gesteigerte glo-
bale Wettbewerbsfähigkeit in den 
exportrelevanten Sektoren der Wirt-
schaft - bei sich stets von neuem ein-
stellenden Überkapazitäten – ging 
einher mit einer Expansion und De-
regulierung der Finanzmärkte. Dies 
schuf neue Renditechancen für er-
tragssuchendes Geldkapital, das in 
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der Realwirtschaft keine attraktiven 
Anlagefelder fand. Vor allem die 
global operierenden Unternehmen 
brauchten in diesem Wettbewerbsre-
gime niedrige Preissteigerungen und 
niedrige Lohnsteigerungen – was 
zum zentralen Thema der neolibera-
len Revolution wurde. So konnten 
sie vermeiden, ihre Erträge aus Fi-
nanzgeschäften durch Inflation zu 
gefährden und ihre Kosten für Kredi-
te zur Finanzierung spekulativer An-
lagen niedrig halten. Die Verbesse-
rung der Unternehmensrenditen wur-
de durch eine direkte Umvertei-
lungspolitik von unten nach oben 
und eine nachhaltige Schwächung 
der Gewerkschaften angegangen. Die 
Verteilung von Einkommen und 
Vermögen hat sich dadurch in fast 
allen Industriestaaten drastisch pola-
risiert. 

Keynesianische und monetaristische 
Politik haben das Problem von 
Überproduktion und Überkapazitäten 
gleichermaßen nicht lösen können, 
sondern von unterschiedlichen Aus-
gangspunkten weiter verschärft. Die 
sogenannte keynesianische Politik 
der Globalsteuerung (Subventionie-
ren der Nachfrage, Deficit Spending) 
schwächte zwar die Folgen von Re-
zessionen ab. Sie war insofern für die 
Lohnabhängigen vorteilhafter als die 
monetaristische Politik. Sie verlang-
samte aber auch den Druck auf ei-
gentlich unprofitable Unternehmen, 
aus ihrer derzeitigen Produktlinie 
auszusteigen und verlängerte damit 
das Problem der Überkapazität. 

Im Gegensatz zu den meisten ande-
ren Autoren betont Brenner die her-
ausragende Rolle staatlicher Politik 
in den Kämpfen der „Wirtschafts-
standorte“ USA, Europa und Japan 

um die Wiedergewinnung von 
„Wettbewerbsfähigkeit“ und die Er-
holung der Profite. Als Beispiel sei 
die Wechselkurspolitik erwähnt: So 
ging nach dem Plaza-Abkommen von 
1985 der Dollarkurs rapide nach un-
ten, erleichterte damit eine Exportof-
fensive der USA und schuf die Vo-
raussetzungen für den siebenjährigen 
US-Aufschwung der 1990er Jahre. 
Die Exportindustrien Japans und 
Westeuropas gerieten parallel ins 
Hintertreffen. Das „umgekehrte Pla-
za-Abkommen“ Mitte der 1990er 
Jahre verteuerte den Dollar wieder 
und sollte eine von der Mexiko-
Finanzkrise gebeutelte Weltwirt-
schaft und vor allem eine in der De-
pression gefangene japanische Wirt-
schaft wieder aus der Krise ziehen. 
Nun setzte man auf die wachsende 
US-Binnenwirtschaft und die Entfes-
selung der US-Börsen („Wall-Street-
Modell“, „Börsenkeynesianismus“), 
um die Weltwirtschaft aus der Stag-
nation zu führen. 

Ende der 1990er Jahre hielt aller-
dings nur noch die Spekulationsblase 
an der Wall Street den Aufschwung 
aufrecht und führte zu massiven 
Überinvestitionen in Hightech-
Sektoren und Internetwirtschaft. Die 
zugrundeliegenden Profite der Real-
wirtschaft waren längst rückläufig. 
Als die Blase platzte, befanden sich 
auf einmal alle drei großen Wirt-
schaftsblöcke – ÚSA, EU, Japan und 
Südostasien – in einer Rezession. 
Die Träume von einer „New Econo-
my“ waren jäh zu Ende. 

Mehr als 20 Jahre anhaltender Kon-
kurrenzkämpfe um die Stärkung des 
je eigenen „Wirtschaftsstandorts“ 
und dessen gesteigerte „Wettbe-
werbsfähigkeit“ gerieten so zu einem 
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Nullsummenspiel für die Wiederbe-
lebung der Weltwirtschaft. Brenner 
fragt: Jetzt, wo alle drei großen Wirt-
schaftsblöcke parallel in ernsthaften 
Schwierigkeiten stecken – könnten 
sie da zusammen das gleiche Schick-
sal wie Japan seit den 1990er Jahren 
vor sich haben? Sind anhaltende 
Stagnation und Preisverfall die künf-
tige Perspektive? 

Brenners Analyse hat eine heftige, 
interdisziplinäre Debatte in verschie-
denen linken Theoriezeitschriften des 
angelsächsischen Sprachraums aus-
gelöst – unter anderem in Monthly 
Review, Review of Radical Political 
Economics, South Asia Bulletin, Ca-
pital & Class, Arena (Australien), 
New Left Review und Historical Ma-
terialism. Über diese „Brenner-
Debatte“ informiert das Nachwort 
von Frieder Otto Wolf im vorliegen-
den Buch. 

Klaus Dräger 

 

 

Macht der Multis 

Leo Mayer/Fred Schmid, Macht der 
Multis. Globalisierung Multis Mono-
pole. isw forschungshefte 1, institut 
für sozial-ökologische wirtschafts-
forschung münchen e.V. in Koopera-
tion mit der EDITION MARXISTI-
SCHE BLÄTTER, München, Novem-
ber 2002, 40 S., 3,50 € 

Die beiden Autoren, Leo Mayer und 
Fred Schmid, haben sich mit dem 
Projekt ‚Multis‘ zur Charakterisie-
rung der herrschenden Machtstruktur 
in der Weltwirtschaft viel vorge-
nommen. Mit fünf geplanten Heften 
wollen sie die strukturbestimmenden 
Kapitalverhältnisse systematischer 

und gründlicher untersuchen und so 
aus marxistischer Sicht einen Beitrag 
zu einer notwendigen Theorie der 
Globalisierung leisten. Die vorgese-
henen Schwerpunkte erfassen wich-
tige Säulen und Trends in der Welt 
des heutigen Kapitalismus, wie eben 
– mit der vorliegenden Schrift als 
Einstieg  in das Projekt – die Macht 
der Multis und folgend dann das Fi-
nanzkapital heute, das Beziehungs-
geflecht von Multis und Staat, der 
globale Imperialismus sowie Ge-
genwehr und Monopolmacht. 

Das erste Heft im DIN A 4-Format 
bringt dicht gedrängt eine Fülle von 
Material über den gegenwärtigen 
Stand in der Entwicklung der inter-
nationalen Monopolisierung mit 
Blick auf verschiedene Entwick-
lungsprozesse in der Weltwirtschaft. 
Dies muss besonders gerade ange-
sichts der Flut von Veröffentlichun-
gen über die Globalisierung mit le-
diglich beschreibenden Details her-
vorgehoben werden. Im ersten Ab-
schnitt (Globalisierung) setzen sich 
die Autoren mit Mythos und Realität 
der Globalisierung auseinander und 
formulieren ihren eigenen Stand-
punkt zum „Phantom“ Globalisie-
rung. Für sie ist die „Globalisierung 
Ausdruck einer neuen Entwicklungs-
phase des monopolistischen Kapita-
lismus“ (S.3), „der Zusammenhang 
von technologischer Entwicklung, 
Konzentration und Zentralisation des 
Kapitals, Bewegungsform des relati-
ven Kapitalüberschusses und der 
Jagd nach Profit über den Globus mit 
allen Folgen für die Produktion und 
Konsumtion, für Politik und Staat, 
Krieg und Frieden. Dieser Prozess 
erfasst alle Lebensbereiche der Men-
schen wie Arbeit und Freizeit, Le-
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bensstil, Bildung und Kultur“. (S. 
10) Die Autoren sehen daher in der 
„Globalisierung“ keine neue Katego-
rie, sondern eine neue Phase im his-
torischen Internationalisierungspro-
zess des Kapitals. Als Begründung 
dafür stehen ihre Darlegungen zur 
neuen Stufe der Internationalisierung 
seit Mitte der 70er Jahre und zum 
Richtungswechsel in der Politik mit 
dem Sieg des Neoliberalismus. 

Der Wandel im Charakter der kapita-
listischen Internationalisierung der 
Produktion steht im Mittelpunkt des 
zweiten großen Abschnittes der Un-
tersuchung („Transnationales Kapi-
tal“) über die Rolle der Multis heute. 
Mit überzeugenden Fakten zur Ent-
wicklung der Internationalisierung 
des Großkapitals in den 90er Jahren, 
die zur Dominanz der transatlanti-
schen Unternehmen als führende 
Wirtschaftseinheiten der Weltöko-
nomie geführt haben, gehen Leo 
Mayer und Fred Schmid auf die Un-
gleichmäßigkeit in der wechselseiti-
gen kapitalmäßigen Durchdringung 
der Volkswirtschaften durch die aus-
ländischen Direktinvestitionen der 
Großkonzerne ein, die sie als „aus-
schließende Integration“ bezeichnen, 
und charakterisieren im Abschnitt 
über die „Globale Wertschöpfung“ 
neue Entwicklungsprozesse in der in-
ternationalen Arbeitsteilung. In der 
„kapitalmäßig-
betriebswirtschaftlichen Globalisie-
rung“ sehen sie „das Herzstück des 
fortschreitenden Globalisierungspro-
zesses“. An die Stelle der nationalen 
Fabrik trete die „global factory“ ein 
und desselben Konzerns, der seine 
Wertschöpfungskette rund um den 
Globus legt und in einem Produkti-
onsnetzwerk miteinander verbindet 

(S.17). Gleichzeitig werde die ge-
samte Wertschöpfungskette als funk-
tions- und unternehmensübergreifen-
der Prozess reorganisiert. Als Kenn-
zeichen für die Veränderungen in der 
Organisationsstruktur der Produktion 
gehen die beiden Autoren auf die 
Nutzung sowohl der Dezentralisie-
rungs- als auch der Synergie- poten-
ziale durch die Konzerne ein, die mit 
dem „outsourcing“, mit Rationalisie-
rungen wie der Plattformstrategie, 
der stärkeren Bindung der Zulieferer-
industrie an das Technologiekonzept 
des Konzern, durch Umorganisation 
von Forschung und Entwicklung ge-
kennzeichnet ist. Ihre Schlussfolge-
rungen daraus sind oft zu verallge-
meinernd angesichts der noch beste-
henden Defizite in der Analyse von 
Konzernstrukturen und auch des Zer-
falls von Konzerngebilden sowie der 
Realitäten in der Welt des Kapitals. 
Sie schreiben: „Heute formiert sich 
das transnationale Kapital zuneh-
mend zu einer integralen ökonomi-
schen Einheit mit einer global ange-
legten Wertschöpfung. Die nationa-
len Ökonomien verwandeln sich in 
„Abteilungen“ dieser Weltfabriken. 
Ergebnis einer derartigen Welt-
Wertschöpfung ist das „Weltpro-
dukt“. (S. 23) 

Die letzten beiden großen Abschnitte 
des Heftes erweitern zum einen die 
Sicht auf die Fusionswelle der 90er 
Jahre, insbesondere des gnadenlosen 
Konkurrenzkampfes zwischen den 
Großkonzernen um Neuaufteilung 
des Marktes, geben andererseits die 
Position der Autoren zum Monopol-
begriff wieder. Ihre knappe Darle-
gung der Entwicklung vom nationa-
len zum transnationalen Monopol 
endet mit der Fragestellung, ob die in 
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der Weltwirtschaft dominierenden 
internationalen Konzerne mächtiger 
als die Staaten sind. Die „paar 
Schlaglichter“ auf die heutigen öko-
nomischen Dimensionen der Multis 
und ihr Agieren als „Quasi-Staaten“ 
mit quasi-politischen Entscheidungen 
sind ohne Zweifel als Hinweis der 
Verfasser des Heftes auf dringend 
notwendig zu untersuchende Prozesse 
in der Weltwirtschaft zu verstehen. 

Insgesamt ist dieses Heft sehr anre-
gend für die Diskussion und weitere 
Forschung. Die Autoren wünschen 
sich für ihr Projekt wissenschaftliche 
und materielle Unterstützung, aber 
auch Kritik. Von dieser Stelle aus 
sollte nur auf wenige bedenkenswer-
te Probleme hingewiesen werden. 

Ein Punkt wäre die Verwendung von 
Begriffen und Kategorien, die für ei-
ne marxistische Wertung des heuti-
gen Kapitalismus von Bedeutung 
sind und mit deren Verwendung sich 
die Autoren sich auch selbst ausei-
nandersetzen. So wird m.E. der Be-
griff global viel zu häufig gebraucht, 
zumal die Autoren auch darstellen, 
dass viele neue Entwicklungstrends 
eben nicht global sind, ein Großteil 
der Welt von diesem „globalen“ Pro-
zess gar nicht erfasst wird. Die Kate-
gorie „globaler Durchschnittsprofit“ 
wird nicht erklärt. Vor allem aber 
sollte mit dem Begriff Globalisie-
rung  als heutige Erscheinungsform 
des Kapitalismus die außerordentli-
che Widersprüchlichkeit in der Ent-
wicklung des Kapitalismus schärfer 
betont werden. In dem Sinne reicht 
die von den Autoren charakterisierte 
Globalisierung als eine qualitative 
Veränderung, als eine neue Phase im 
historischen Internationalisierungs-
prozess des Kapitals nicht aus. Die 

politische Dynamik vieler neuer Er-
scheinungen, die sich vor allem auch 
aus den veränderten Existenzbedin-
gungen für das Kapital ergeben, wird 
damit ausgeblendet.  

Die Internationalisierung von Pro-
duktion und Kapital ist die entschei-
dende sozialökonomische Grundlage 
des heutigen Monopolkapitalismus. 
Mit der weiteren Vergesellschaftung 
der Produktion im internationalen 
Maßstab, wie sie sich in der Tendenz 
zum Aufbau internationaler Wert-
schöpfungsprozesse, in Fusionen und 
Übernahmen zeigen, erweitert sich 
auch die monopolistische Eigen-
tumsstruktur, nimmt die Kapitalver-
fügung neue Dimensionen an. Des-
halb wäre es auch von Interesse zu 
analysieren, in welchen Formen und 
Maßstäben heute, z.B. durch die De-
zentralisierungsprozesse wie das 
„outsourcing“, die Aneignung von 
Profit vor sich geht, ob es in der Tat 
bei der Expansion des Kapitals über 
die nationalen Grenzen hinweg durch 
veränderte Konzernstrukturen eine 
Abkehr von der zentralen Verfü-
gungsgewalt gibt (S. 23). Gerade die 
Verabsolutierung vieler neuer Ent-
wicklungstendenzen in der Expansi-
on der großen internationalen Kon-
zerne wirft Fragen auf, z.B. danach, 
über welche Mechanismen die Aus-
einandersetzungen in der ökonomi-
schen und politischen Kräftekonstel-
lation zwischen den führenden impe-
rialistischen Mächten korrigiert wer-
den (S. 24), worin bei ökonomisch 
weitgehender Aufteilung der Welt 
und verschärfter Konkurrenz sich 
„eher eine Periode globaler Stagnati-
on“ in der Erschließung neuer Märk-
te abzeichnet (S. 30). Das vorliegen-
de Heft wirft also eine Fülle interes-
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santer Fragen auf. Notwendigkeit 
und Nützlichkeit dieser Untersu-
chung über die Multis stehen außer 
Frage. 

Gretchen Binus 

 

 

„Informatisierung“ und  
globalisierte Unsicherheit 

Elmar Altvater/Birgit Mahnkopf, 
Globalisierung der Unsicherheit – 
Arbeit im Schatten, schmutziges Geld 
und informelle Politik, Westfälisches 
Dampfboot, Münster 2002, 600 S., 
29,80 Euro. 

Das Jahr 1973 gilt als ein entschei-
dender Wendepunkt in der Ordnung, 
die sich nach dem zweiten Weltkrieg 
durchgesetzt hatte. Der Zusammen-
bruch des mit dem Namen „Bretton 
Woods“ verbundenen ökonomischen 
Systems und die wirtschaftlichen 
Krisenzustände, die auch in der östli-
chen „Hemisphäre“ auszumachen 
waren, können gleichermaßen als 
Vorbedingung des politischen Zu-
sammenbruchs realsozialistischer 
Staaten seit 1989 und als Ausdruck 
der Erosion des westlichen Fordis-
mus gelten. Spätestens mit der Zäsur 
von 1990 wurde offenbar, dass der 
eingeleitete Veränderungsprozess 
das Weltsystem als ganzes erfasst 
hat. Angesichts neuer Krisen- und 
Kriegszustände spricht heute keiner 
mehr vom „Ende der Geschichte“, 
vielmehr beherrscht ein anderes 
Schlagwort die neoliberal dominierte 
Debatte: „Globalisierung“. Wenn nur 
hemmende Regularien beseitigt wer-
den, so versprechen neoliberale An-
hänger dieses Prozesses, dann sorgen 
die freien Marktkräfte für eine herrli-

che Zukunft. 

Der Band „Globalisierung der Unsi-
cherheit“ von Elmar Altvater und 
Birgit Mahnkopf setzt diesen Mythen 
eine fundierte Untersuchung der glo-
balen Realität entgegen. Die neolibe-
rale Globalisierung bringt der Welt – 
Altvater und Mahnkopf zufolge – 
nicht Wohlstand und Prosperität, 
sondern „Arbeit im Schatten, 
schmutziges Geld und informelle Po-
litik“: „Denn einige der von uns auf-
gezeigten Entwicklungenstendenzen 
weisen nicht in eine neue Weltord-
nung mit steigendem Wohlstand für 
alle, sondern in größere Unordnung, 
wachsende Ungleichheit, Formen der 
Sicherung von Arbeit und Einkom-
men, die Legalnormen brechen. 
Menschliche Sicherheit bleibt auf der 
Strecke.“ (9) 

Zu informeller Arbeit und informel-
lem Geld (Dollarisierung; Geldwä-
sche, Spezialgeld) ist bereits viel ge-
schrieben worden. In letzter Zeit 
häufen sich auch die Arbeiten zu As-
pekten informeller Politik (man den-
ke an die Publikationen Mary Kal-
dors und Herfried Münklers zu „neu-
en Kriegen“). Das Buch von Altvater 
und Mahnkopf behandelt allerdings 
erstmals alle Ebenen von „Informali-
tät“ in einem systematischen Zu-
sammenhang. Mit dieser „transdis-
ziplinären“ (9) (soziologischen, po-
lit-ökonomischen und politikwissen-
schaftlichen) Gesamtanalyse gelingt 
es nicht nur zu zeigen, dass die neue 
Informalisierung auf allen Ebenen 
neue Unsicherheiten produziert, son-
dern auch, dass sie – so mannigfach 
ihre Erscheinungen, Bedingungen 
und Konsequenzen auch sein mögen 
– eine bestimmbare Ursache hat: 
„Die Informalisierung von Arbeit, 
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Geld und Politik ist ein Resultat der 
Transformation des und im globalen 
Kapitalismus.“ (25) Der Autor und 
die Autorin sehen in der neuen In-
formalität ein klassisches Krisenpro-
dukt: „Auch wenn manche Theoreti-
ker schon erste Anzeichen eines 
Postfordismus zu indentifizieren 
meinen [...], ist es bis zu einem ähn-
lich stabilen sozialen System, wie es 
der ‚Fordismus‘ im Verlauf eines 
halben Jahrhunderts darstellte, sehr 
weit.“ (25) 

Die Begriffe „Postfordismus“ und 
„Informalität“ enthalten beide Nega-
tionen und sind daher insofern Kri-
senbegriffe, als sie nur in Relation zu 
einem erodierenden System und sei-
nen Formen Sinn ergeben. Das erste 
Kapitel klärt daher den Begriff einer 
Unsicherheit erzeugenden Informali-
tät in Abgrenzung zu gesellschaftli-
chen „Normen“, Formen“ und „Insti-
tutionen“, die „Arbeitssicherheit, Si-
cherheit der Einkommen und Ernäh-
rungssicherheit etc.“ (28) ermögli-
chen und garantieren. Ein hohes Maß 
an sozio-ökonomischer Sicherheit, 
wie es im fordistischen System be-
standen hat, so Altvater und Mahn-
kopf, kann nur durch den engen 
wechselseitigen Zusammenhang die-
ser drei Komponenten erklärt wer-
den. „Soziale Normen definieren, 
was in einer gegeben Epoche und 
Gesellschaft ‚normal‘ ist, soziale 
Formen ermöglichen die Realisie-
rung“ dieser Normen und „Institutio-
nen sind auf Dauer gestellte gesell-
schaftliche Formen“ (29). Wenn nur 
Normen, die einen „förmlichen“, 
„institutionellen Ausdruck“ (28) ge-
funden haben, wirkliche Sicherheit 
garantieren, ist der Umkehrschluss 
berechtigt: „Wenn Normen ‚weich‘ 

und Formen ins Informelle aufgelöst 
werden, ist menschliche Sicherheit 
negativ betroffen.“ (28) Denn die 
allgemeinste Definition von „Infor-
malität“ formulieren Altvater und 
Mahnkopf wie folgt: „Informell ist 
alles jenseits gesellschaftlich defi-
nierter Formen/Normalität“. (29) 

Da erst die kapitalistische Industrie-
gesellschaft die Vielheit von Formen 
und Normen vorkapitalistischer Ge-
sellschaften aufhob und in gesamtge-
sellschaftlichen Institutionen nor-
mierte, sei Informalität als solche 
Produkt der kapitalistischen Dyna-
mik, wie prekär und unsicher vorhe-
rige Lebensverhältnisse auch gewe-
sen seien. (29f.) Der Autor und die 
Autorin differenzieren den Begriff 
des Informellen nun in dreifacher 
Weise: Informalität kann als „Relikt 
oder Residuum“, als „Avantgarde“ 
oder als einfache Negation der For-
men und Normen von Wirtschaft, 
Gesellschaft und Politik auftreten 
(31). Im ersten Fall werden Formen 
aus vergangenen Phasen kapitalisti-
scher und vorkapitalistischer Ord-
nung konserviert, im zweiten Fall 
kommende Formen vorweggenom-
men, während der dritte Fall „Gegen-
formen“ herausbildet, die im Extrem-
fall zu einer „Gegengesellschaft“ 
führen können.  

Die gesellschaftliche Konstruktion 
von Normen und Formen hat folglich 
zugleich eine inkludierende (alles, 
was sich innerhalb des normierten 
Systems befindet) und eine exkludie-
rende Wirkung. Anders gesagt, im 
selben Moment, in dem bestimmt 
wird, welche Handlungen in einer 
Gesellschaft als „normal“ gelten, 
wird auch bestimmt, welche Hand-
lungen ins Informelle abgedrängt 
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werden. Da Informalität folglich den 
selben Ursprung hat wie förmliche 
Normierung, ist sie nicht das 
schlechthin Andere, die Rander-
scheinung, sondern Teil des Systems. 
Altvater und Mahnkopf stellen daher 
auch folgerichtig fest, dass Informa-
lität den Verwertungsinteressen des 
Kapitals nicht widersprechen muss. 
Gerade in Krisenzeiten, in denen zu-
nehmend mehr Arbeistkräfte „wegra-
tionalisiert“ werden, kann der infor-
melle Sektor eine das Gesamtsystem  
stabilisierende Wirkung als „Scho-
ckabsorber“ (153ff.) entfalten, frei-
lich zum Preis sozialer Unsicherheit 
derjenigen, die in ihm arbeiten müs-
sen. 

Informelle Handlungsmuster realisie-
ren sich in gesellschaftlichen „Zwi-
schenräumen“. In den Bereichen et-
wa, die nicht in die gesellschaftliche 
Normalität integriert sind oder die – 
bei erodierender Kohärenz des ge-
sellschaftlichen Normensystems – 
entstehen. Gerade diesen zweiten 
Fall – „Informalisierung als Folge 
von Normenkonflikten“ (52) – sehen 
Altvater und Mahnkopf als charakte-
ristisch für die Informalisierung in 
Zeiten der Globalisierung: „Paradox-
erweise kann die Befolgung von 
Normen, die im nationalstaatlichen 
Kontext soziale Geltung haben, in 
die Informalität treiben, weil globa-
le/supranationale Normen andere 
Anforderungsprofile als bisherige na-
tionale Normen verlangen.“ (53) 
Beispiele für solche Normenkonflik-
te sehen der Autor und die Autorin in 
den Strukturanpassungsprogrammen 
des IWF, die die Aufgabe bisheriger 
sozialer Rechte fordern: „Die Aus-
weitung der Informalität ermöglicht 
eine elastische Anpassung von Öko-

nomie und Gesellschaft eines 
‚Standorts‘ an die durch die globale 
Konkurrenz gesetzten Standards.“ 
(53); so etwa im System der „certifi-
cation“, mit dem die USA die Welt 
in gute Staaten und böse „rogue-
states“ einteilen kann (53f.) oder in 
Konflikten zwischen den „Kriterien 
von Maastricht als harte[n] monetä-
re[n] Normen“ und dem Normalar-
beitsverhältnis. Gerade bei diesem 
letzten Beispiel können zwei infor-
melle „Formen“ entstehen, entweder 
eine „‚kreative Buchführung‘, wel-
che die Einhaltung der Maastricht-
Normen vorspiegelt“ oder die Au-
ßerkraftsetzung „tradierter Schutzbe-
stimmungen“. (55) Ein großes Prob-
lem besteht Altvater und Mahnkopf 
zufolge darin, dass supranationale 
Vereinbarungen die Sicherheitsga-
rantien nationaler Reglements meist 
nicht ersetzen können: „Je weiter der 
Geltungsbereich von Normen und 
Standards, desto ‚weicher‘ und un-
verbindlicher sind sie. Jedenfalls gilt 
das für die Ökonomie.“ (63) 

Der durch diese Normenkonflikte 
entstehende Normalitätsverlust wird 
durch „informelle Normen“ kompen-
siert: „Wenn die institutionalisierten 
Normen in den tradierten Formen 
von Arbeit und Geld von einer wach-
senden Zahl von Menschen nicht be-
folgt werden (können), so ist dies ein 
Hinweis darauf, dass die Fähigkeit 
und/oder die Bereitschaft staatlicher 
Institutionen, für die Einhaltung 
etablierter Spielregeln zu sorgen, 
verloren gegangen, zumindest aber 
stark eingeschränkt ist. [...] In eini-
gen afrikanischen Ländern oder in 
einigen Nachfolgestaaten der Sow-
jetunion befinden sich selbst die 
zentralen Elemente moderner Staat-
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lichkeit – das Gewaltmonopol und 
die Rechtsstaatlichkeit – in Auflö-
sung. Doch auch dort, wo der Staat 
sich nicht ‚auflöst‘ oder seine Akzep-
tanz völlig verliert, vermindert sich 
seine Rolle als Schutzmacht, die in 
regulierten Kontroll- und Garantie-
funktionen besteht und in Arbeits- 
und Sozialrechten verankert ist.“ (72) 

Der Teufelskreis des Informellen be-
steht darin, dass Unsicherheit die 
Leute in die Informalität treibt und 
die verschiedenen Ebenen und Spiel-
arten des Informellen neue Unsi-
cherheiten hervorbringen. Besonders 
augenfällig wird dies bei den Formen 
der Informalität, die sich in fließen-
den Übergängen zu illegalem und 
kriminellem Handeln befinden. Ge-
rade hier entstehen Gegengesell-
schaften, die eigene Normen heraus-
bilden, „die sich unter bestimmten 
Bedingungen zu Formen der infor-
mellen Regulation verdichten: z.B. 
zur omertà, dem ‚Gesetz‘ der Mafia 
oder zu Regeln der ‚Diebe, die sich 
zum Gesetz bekennen‘  wie in Russ-
land [...].“ (74) Organisiertes Ver-
brechen braucht Garantien für die 
Verlässlichkeit reziproker „Ge-
schäftsbeziehungen“. Daher gehen 
diese Prozesse einher mit der Her-
ausbildung eigener Zwangsmittel: 
„und meist ist dies die nackte Ge-
walt.“ (74) Dass „gegengesellschaft-
liche“ Regulationen wie diese der 
menschlichen Sicherheit eher scha-
den als nutzen, braucht wohl kaum 
eine ausführlichere Begründung. 

Doch selbst gegengesellschaftliche 
Formen der Informalität wie krimi-
nelle oder terroristische Netzwerke 
sind nicht schlechthin „außerhalb“ 
des Systems. Besonders in Formen 
von Geldwäsche und Korruption 

bleiben sie aufs Engste mit der etab-
lierten Ökonomie verbunden. Finden 
– zumindest seit dem 11. September 
2001 – auch verstärkte internationale 
Bemühungen statt, konsequenter ge-
gen Geldwäsche vorzugehen, so fällt 
auf, dass es bei Tatbeständen wie 
Steuerhinterziehung und Kapital-
flucht weit weniger leicht ist, einen 
internationalen Konsens zu erzielen. 
(223ff.) 

Die Informalisierung des Geldes und 
die Informalisisierung der Arbeit 
sind eng miteinander verknüpft. Die 
Informalität der Distribution kann 
vom bargeldlosen Warentausch in 
Tauschringen und Countertrademe-
chanismen über Spezialgelder (z.B. 
Zigaretten) bis zu Dollarisierung und 
Euroisierung, also dem Verlust eines 
Staates über seine Währungshoheit, 
reichen. (251) Traditionelle Lohnar-
beit als normiertes Verhältnis kann 
nur funktionieren, wenn die Lohn-
einnahmen Konsumtion ermögli-
chen. Wenn – wie gegenwärtig z.B. 
auf Kuba – der Peso, in dem die 
Gehälter bezahlt werden, an Bedeu-
tung verliert gegenüber dem Dollar, 
der als Parallelwährung mit eigentli-
cher Kaufkraft fungiert, so wird der 
informelle Sektor gestärkt, in dem es 
Menschen möglich ist, an Dollars zu 
kommen. 

In gewisser Weise kulminieren alle 
Formen der Informalisierung in der 
Informalisierung der Politik. Da Si-
cherheit gebunden ist an „förmliche 
Institutionalisierung“, sind die neuen 
Unsicherheiten nicht zu verstehen 
ohne eine eingehende Analyse der 
Erosion verbindlicher Reglements. 
Altvater und Mahnkopf unterschei-
den „sechs Gestalten des Verhältnis-
ses von formeller und informeller 
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Politik“ (289ff.). Informelle Politik 
kann erstens formelle Politik ergän-
zen (eigenständiges Verwaltungs-
handeln, Absprachen zwischen Re-
gierungen etc.), Residuen und Relik-
te vergangener politischer Formen 
tradieren (z.B. traditionelle Formen 
von  Selbstjustiz), Politik durch gro-
ße Korruption delegitimieren, politi-
sche Systeme und Staatlichkeit zer-
stören (etwa wenn organisierte Kri-
minalität oder Terrorgruppen Staaten 
„kapern“), formelle Politik avantgar-
distisch erweitern (etwa in Foren und 
Gruppen der „global governance“) 
oder das internationale politische 
System durch die Auflösung von 
Gleichgewichtszuständen in den in-
ternationalen Beziehungen informa-
lisieren. (289) 

Von diesem Schema ausgehend un-
terscheiden Altvater und Mahnkopf 
„‚Unordentliche Informalisierung‘“ 
(die „Privatisierung der Politik“, die 
meist einhergeht mit Staatszerfall 
und neuen Bürgerkriegsökonomien) 
(313) und „‚Ordentliche‘ Informali-
sierung“ („Global Gouvernance“) 
(324). Da, wie bereits bemerkt, beide 
Bereiche zusammenhängen (etwa 
durch Informalität erzeugende Nor-
menkonflikte) und die bisherigen 
Systeme globaler Institutionalisie-
rung zumeist nur weiche Formen 
hervorgebracht haben, kann auch die 
„ordentliche Informalisierung“ Unsi-
cherheit erzeugen, solange sie Be-
standteil des neoliberalen Projektes 
von Flexibilisierung und Deregulie-
rung bleibt. Von der Gleichzeitigkeit 
und der Abhängigkeit beider Formen 
von Informalisierung ausgehend, 
entwerfen Altvater und Mahnkopf 
vier Zukunftsszenarien mit denen sie 
anschließen an die gegenwärtige De-

batte um eine neue Weltordnung. So 
könne es sein, dass neue realpoliti-
sche Konflikte die großen Staaten 
und Blöcke in eine gefährliche Kon-
kurrenz um Ressourcen treiben 
(338f.). Ein zweites Szenario könnte 
in der Entfaltung der avantgardisti-
schen Potenz von global governance 
liegen. Allerdings befürchten Altva-
ter und Mahnkopf, dass eine demo-
kratisierende und letztlich formalisie-
rende internationale Politik ange-
sichts unilateraler Politikformen eher 
unwahrscheinlich ist. (341f.) Auch 
eine Chaotisierung der Politik 
dadurch, dass Terrorgruppen, krimi-
nelle Banden und Warlords hegemo-
nial werden, erscheint dem Autor 
und der Autorin nicht wirklich wahr-
scheinlich. Die größten Aussichten 
zur (vorläufigen) Durchsetzung se-
hen sie in einem Konzept, das sie als 
die „Ordnung der unordentlichen In-
formalisierung“ (343) bezeichnen 
und das im „Krieg gegen den Terror“ 
gerade ausprobiert wird: „Die Mäch-
te der kapitalistischen Ordnung ver-
suchen die in der Reproduktions-
struktur des globalen Systems vor al-
lem durch die Ökonomie erzeugte 
und durch den Markt externalisierte 
Unordnung unter Einsatz politischer 
und militärischer Macht zu beseiti-
gen.“ (343) Dass dieses Szenario 
nicht geeignet ist, eine weltweite  
Stabilisierung mit größerer Sicher-
heit für die Menschen zu erreichen, 
erscheint Altvater und Mahnkopf als 
evident. Letztlich führe kein Weg 
vorbei an einer Internationalisierung 
durch global governance, mit einer 
schrittweisen Formalisierung und In-
stitutionalisierung sozialer Rechte, 
will man die Unsicherheit minimie-
ren oder gar aufheben. Dass gerade 
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dieses Konzept als das unwahr-
scheinlichste erscheinen muss, gibt 
der Lektüre des Buchs zu recht einen 
pessimistischen Beigeschmack.  

David Salomon 

 

 

Reichweite und Grenzen der 
französischen Regulations-
theorie 

Joachim Becker, Akkumulation, Re-
gulation, Territorium. Zur kritischen 
Rekonstruktion der französischen Re-
gulationstheorie, Metropolis Verlag, 
Marburg 2002, 326 S., 36,80 € 

Wie der Titel bereits andeutet, flie-
ßen in dem hier anzuzeigenden Werk 
des Wiener Wirtschafts- und Poli-
tikwissenschaftlers unterschiedliche 
Interessen und Fragestellungen zu-
sammen: In welchem Verhältnis ste-
hen ökonomischer Prozess bzw. Ka-
pitalakkumulation zu Veränderungen 
der räumlichen Reichweite ökonomi-
scher Beziehungen und zu den staat-
lichen Einflussmöglichkeiten? Diese 
Grundfrage ist, wie sofort einsichtig 
wird, mit den Themen der Globali-
sierung, der transnationalen politi-
schen Institutionalisierung, der Loka-
lisierung und Dezentralisierung, den 
Tendenzen zum Staatszerfall, den 
Prozessen der Transformation von 
Ökonomien und politischen Syste-
men (z.B. in Osteuropa) etc. verbun-
den, deren sich wiederum verschie-
dene Disziplinen annehmen. Der Ver-
fasser nähert sich der Fragestellung, 
indem er – Komplexität reduzierend 
– sich auf die (seit den 70er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts entstande-
ne) französische Regulationstheorie 

konzentriert, die mit der Thematisie-
rung des Verhältnisses von Akkumu-
lationsregime und institutioneller Re-
gulationsweise zugleich das für alle 
Sozialwissenschaften grundlegende 
Problem des Verhältnisses von Struk-
tur und Handlung ins Zentrum der 
theoretischen Reflexion stellt. 

Nach einem theoriegeschichtlichen 
Rückblick, der das Verhältnis von 
Ökonomischem und Politischem und 
von beidem den Bezug zum Raum 
bei A. Smith, F. List, W. Sombart, 
M. Weber, K. Marx und F. Engels 
bis hin zu imperialismustheoreti-
schen Konzepten streift (Kapitel 1), 
werden anschließend Akkumulation 
und Akkumulationsregime (Kapitel 2), 
dann Regulationsweisen (Kapitel 3) 
und schließlich deren Interaktionen 
(Kapitel 4) bei jeweils der „Grenob-
ler“ wie der so genannten „Pariser 
Schule“ – als den beiden Hauptströ-
mungen der französischen Regulati-
onstheorie dargestellt und in ihren 
Schwachpunkten kritisiert. Dabei wer-
den wieder die jeweiligen Wurzeln 
(u.a. Marx, Perroux, Keynes), die 
Hauptausprägungen und die führen-
den Vertreter der Hauptschulen und 
Unterströmungen relativ detailliert und 
informationsreich dargestellt (Agliet-
ta, de Bernis, Lipietz, Boyer, Thérets 
etc.). Auch die praktisch-politische 
Bedeutung dieser Denkschulen sowie 
ihre wichtigen Veränderungen im zeit-
lichen Verlauf werden vom Verfasser 
analysiert. Im 5. Kapitel schließlich 
wird die Frage erörtert, welche Kon-
zepte von den Hauptvertretern der bei-
den französischen Regulationsschu-
len bezüglich der Interaktion von Re-
gulation und Räumlichkeit offeriert 
werden. Gerade in diesem Kapitel 
stößt die Arbeit von Becker von der 
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Analyse abstrakter Kategorien zur 
Perzeption des Konkreten durch die 
Regulationsschule vor und erörtert 
Fallbeispiele von historisch-spezifi-
schen Akkumulationsregimes und ih-
rer räumlichen Expansion, wie z.B. 
der kolonialen im 19. Jahrhundert 
(249ff.). 

Schwächen und Grenzen der disku-
tierten Varianten der französischen 
Regulationstheorie sieht Becker vor 
allem in ihrer Staatsanalyse, dem zu-
grunde gelegten Raumkonzept (z.B. 
der Prämisse von der Deckungs-
gleichheit vom Raum ökonomischer 
Verflechtungen mit dem Raum der 
Regulation) sowie den Analysen von 
Akkumulation und Regulation in der 
Dritten Welt. Auf diesen „blinden 
Fleck“ weist Becker nicht nur abs-
trakt hin, sondern bietet entsprechen-
de eigene Analysen (zumindestens 
im Überblick) an (z.B. 178-200). 

Im letzten Kapitel schließlich fasst 
Becker die Ergebnisse zusammen 
und zieht eigenständige – aus seiner 
Kritik erwachsende – Schlussfolge-
rungen für die Weiterentwicklung 
der Regulationstheorie. Dabei stellt 
er den drei Typen der Akkumulation 
von Kapital (produktiv/fiktiv; exten-
siv/intensiv; extra-/introvertiert) in 
ihren jeweiligen Hauptformen (Wa-
ren-, Produktiv- und Geldkapital) die 
vier strukturellen Hauptformen der 
Regulation gegenüber, die nach Auf-
fassung von Becker durch das Lohn-
verhältnis, die Konkurrenz, die „Geld-
beschränkung“ sowie die „ökologi-
sche Beschränkung“ konstituiert wer-
den. Diese Ebenen entsprechen je-
weils unterschiedlichen Konfliktty-
pen horizontaler oder vertikaler Na-
tur. Die einzelnen Akkumulationsty-
pen und Kapitalformen können sich 

prinzipiell auf unterschiedliche Wei-
se mit den Grundformen der struktu-
rellen Regulationsweisen verbinden. 
Allerdings sind die Kombinationen 
nicht beliebig oder völlig willkürlich, 
da bestimmte Kapitalstrukturen Mög-
lichkeitsfelder abstecken, die von den 
Hauptakteuren in differierender Wei-
se genutzt werden können. Deren 
Handlungsresultate weisen so „ein ge-
wisses Maß an Kontingenz auf“ (273). 
verschiedene Grade der Stabilität der 
Akkumulationsregimes. In der Asyn-
chronität der Dauer von Akkumulati-
onsregimes und strukturellen Formen 
der Regulation sowie auch in deren 
differierender Reichweite (auch in 
räumlicher Hinsicht) liegen die grund-
sätzlichen Möglichkeiten von Krise 
und Instabilität beschlossen (283). 

Die leicht überarbeitete Habilitations-
schrift, die der Wiener Wirtschafts-
universität präsentiert wurde, ist ein 
überaus informatives und gedanken-
reiches Werk, das die weitere Dis-
kussion um die Regulationstheorie in 
der Bundesrepublik Deutschland stark 
beeinflussen wird. Die minutiöse Auf-
arbeitung der verschiedenen französi-
schen Theoretiker stellt für sich ge-
nommen schon eine große Leistung 
dar. Deren kritische Verarbeitung und 
Einbettung in die internationale Ge-
samtdebatte sowie der Aufweis des-
sen, wie die Kategorien der Regula-
tionstheorie auch auf weltwirtschaftli-
cher Ebene für das Nord-Süd-Ver-
hältnis oder die Analyse von Ent-
wicklungs- und Unterentwicklungs-
prozessen sowohl in den Metropolen 
wie der Peripherie genutzt werden 
können, stellt ein weiteres großes 
Verdienst dieser Arbeit dar, deren Li-
teraturverzeichnis (285-326) im üb-
rigen eine Fundgrube für viele Inte-
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ressenten aus dem Lager einer kriti-
schen politischen Ökonomie darstel-
len dürfte. 

Dieter Boris 

 

 

Dialektische Grundbegriffe 

Renate Washner, Naturwissenschaft. 
Bibliothek dialektischer Grundbe-
griffe, transkript Verlag, Bielefeld 
2002, 54 S, 7, 60 Euro 

1998 erschien das erste Heft der 
„Bibliothek dialektischer Grundbe-
griffe“, damals im Aisthesis Verlag 
Bielefeld. Im ersten dieser Hefte 
ging es um das Thema „Naturwis-
senschaft“. Autorin war Renate 
Wahsner, Professorin am Max-
Planck-Institut für Wissenschaftsge-
schichte, die bereits seit längerer Zeit 
durch Arbeiten zum Verhältnis von 
Philosophie und (insbesondere) Phy-
sik, zur Geschichte beider Wissen-
schaften und ihrer Beziehungen ar-
beitet, dazu eine größere Anzahl von 
Büchern und anderen Beiträgen 
(nicht nur im eigenen Land) veröf-
fentlicht hat. Die Neuauflage dieses 
Heftes im transkript Verlag ist An-
lass für diese Besprechung. 

Hegel hatte Philosophie als „Denken 
des Denkens“ definiert und gesagt, 
die Wissenschaften machten „das 
Material für die reale Philosophie 
aus“ (Werke, Band XIX, S. 544). 
Sich daran haltend, hatte er in seinen 
Werken die realen Gehalte der Wis-
senschaften so sehr eingearbeitet. 
dass Lenin in seinen nachgelassenen 
philosophischen Notizen einmal an-
merkte: „In diesem idealistischsten 
Werk Hegels ist am wenigsten Idea-

lismus, am meisten Materialismus.“ 
(LW 38, S. 226) Engels, im Bestre-
ben, Hegels Idealismus materialis-
tisch umzustülpen, hat sich auf der 
Grundlage jahrzehntelangen natur-
wissenschaftlichen Studiums daran 
gemacht, durchaus nach Hegels Vor-
gehensweise die marxistische Philo-
sophie durch reale naturwissen-
schaftliche Gehalte anzureichern. 
Dies begründete eine Tradition in der 
marxistischen Philosophie. 

Die Frage ist „nur“, wie die Wissen-
schaften das Material für die reale 
Philosophie ausmachen. Wenn Phi-
losophie „Denken des Denkens“ ist 
und die Naturwissenschaften und da-
rin nun wiederum insbesondere die 
Physik sich mit materiellen Objekten 
und deren Beziehungen befassen, 
kann es zwischen beidem keine un-
mittelbaren Beziehungen geben (35). 

Hat Engels das etwa anders gesehen? 
In seiner Schrift über Feuerbach 
spricht er vom Ende der ganzen bis-
herigen Philosophie. Man hat dann 
die erreichbaren relativen (statt der 
unerreichbaren absoluten) Wahrhei-
ten zum Thema, diese aber für die 
positiven Wissenschaften, während 
es der Philosophie um die „Zusam-
menfassung ihrer Resultate vermit-
telst des dialektischen Denkens“ ge-
he“ (MEW 21, S. 270). Diese Zu-
sammenhänge seien „nicht im Kopf 
auszudenken, sondern in den Tatsa-
chen ... zu entdecken“. Für die Philo-
sophie verbleibt „nur noch das Reich 
des reinen Gedankens, soweit es 
noch übrig; die Lehre von den Ge-
setzen des Denkprozesses selbst, die 
Logik und Dialektik“ (MEW 21, S. 
306). Es gab Versuche marxistischer 
Philosophen, diese Passage zu relati-
vieren, da sie dem Bestreben entge-
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gensteht, die „Tatsachen“ der Natur-
wissenschaften in die Naturdialektik 
einfach einzubauen. Werden jedoch 
naturwissenschaftliche Theorien, 
Hypothesen, Einsichten unmittelbar 
als Wissenselemente in den dialekti-
schen Materialismus eingebaut, so ist 
die Folge, dass eigentlich Philoso-
phisches durch Naturwissenschaftli-
ches ersetzt, Philosophie sukzessive 
zurückgedrängt, in der Perspektive 
durch Naturwissenschaft ersetzt wer-
den könnte, womit man sich letztlich 
im Bunde mit der neuzeitlichen Ana-
lytischen Philosophie befände. 

Dem gegenüber bemühen sich die 
philosophischen, philosophie- und 
physikgeschichtlichen Arbeiten von 
Wahsner und ihrem Partner Horst-
Heino von Borzeskowski seit länge-
rem um Klarstellung. Auch das vor-
liegende Bändchen ist in diese Be-
mühungen einzuordnen. Es steht in 
der Tradition der klassischen deut-
schen Philosophie, insbesondere He-
gels und Kants, sowie der philoso-
phischen Positionen von Marx, En-
gels und Lenin (ohne sie fortwährend 
zu zitieren. 

Inwiefern die Arbeit in der Tradition 
Hegels steht, wurde schon angedeu-
tet. Wie steht es um die Verbindung 
zu Kant? Er hatte dargetan – und das 
wurde weder von Hegel noch von 
den Begründern des Marxismus zu-
rückgenommen – dass unser Wissen 
aus zwei Quellen gespeist wird: aus 
der Erfahrung und aus dem Denken. 
Der empiristische Standpunkt, wo-
nach das Denken erst im nachhinein 
zum Erfahrenen hinzutritt, ist nicht 
haltbar. Alle Erfahrung ist bereits 
eingebettet in gedankliche Rahmen, 
die uns im Bestreben nach Erfahrung 
lenken; ganz so wie Einstein einst zu 

Heisenberg sagte: Theorie entscheide, 
was beobachtet (und wie Beobachte-
tes verstanden) werde. Kant zeigt, 
dass wir in der geistigen Aneignung 
von Wirklichkeit stets von bereits 
vorhandenen (geistigen) Produktions-
instrumenten ausgehen: Raum, Zeit, 
Kausalität u. a. (er bediente sich ei-
ner ganz anderen Terminologie), und 
auch diesen Gedanken haben weder 
Hegel noch die marxistische Philo-
sophie zurückgenommen. Hegel hat 
dieses Zwischenglied der geistigen 
Aneignung von Wirklichkeit (wir 
Marxisten können getrost hinzuset-
zen: auch der materiellen Aneignung, 
der Produktion) seines vermittelnden 
Charakters wegen Mittel genannt 
(Wahsner verweist an dieser Stelle 
ihres Aufsatzes auf das neu in die 
„Bibliothek“ aufgenommene Heft 
„Mittel“ – Autor Hubig). Es gibt 
folglich nicht nur materielle, sondern 
auch intellektuelle Arbeitsmittel. Der 
Unterschied besteht allerdings darin, 
dass Kant sich nicht imstande sah, 
die Herkunft dieser intellektuellen 
Mittel zu erklären, dass er sie als vor 
jeder Erfahrung und unabhängig von 
ihr, eben als apriorische bezeichnete. 

Was ist es nun, das die Naturwissen-
schaft, das der Physiker als Wirk-
lichkeit ansieht, fragt Washner. Ist es 
die Natur selbst, Natur „an sich“ 
(8ff.)? Abgesehen davon, dass es sie 
ja kaum noch gibt, dass wir es stets 
mit bereits vom Menschen bearbeite-
ter Natur zu tun haben, muss der Na-
turwissenschaftler, um seine Objekte 
einer irgendwie gearteten „Messung“ 
unterziehen zu können, diese aus ih-
ren „natürlichen“ Zusammenhängen 
herauslösen, sie so zurechtmachen, 
dass sie ideal für den Messvorgang 
geeignet sind (23ff.). So hat es der 
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Naturwissenschaftler mit einer drei-
gliedrigen Beziehung zu tun, mit 
dem Subjekt, dem (für die Messung 
zurechtgemachten) Objekt und den 
Erkenntnismitteln (die in der Regel 
ebenfalls aus vom Menschen aus Na-
turmaterial geformtem und zurecht-
gemachtem Material bestehen). 

Es gibt hier einen verblüffenden 
Übergang zu Marx! Er betrifft – Re-
nate Wahsner verweist darauf (16) – 
die Analyse des Doppelcharakters 
der Ware im ersten Band des „Kapi-
tals“. Marx legt dort dar, dass der 
Gebrauchswert aus der Analyse des 
Werts herausfällt, Gegenstand der 
Warenkunde sei. 

Erkenntnistheoretisch bedeutsam, 
sagt Wahsner, ist das für die Diskus-
sion unseres Themas: Der Ge-
brauchswert, die vielen möglichen 
nützlichen Eigenschaften eines Pro-
dukts, spielt in der Analyse des 
Wertproblems keine Rolle. Hinsicht-
lich des Werts werden Produkte nur 
unter einem einzigen Gesichtspunkt 
analysiert: Ergebnisse verausgabter 
abstrakter, unterschiedsloser Arbeit 
zu sein. Die Physik, jegliche Natur-
wissenschaft, untersucht ihre Objekte 
jeweils unter einem ganz bestimmten 
Gesichtspunkt: dem der Ausdeh-
nung, dem des Gewichts, dem der 
Bewegung usw., aber niemals als ein 
Ganzes mit seinen unendlich vielen 
möglichen Eigenschaften (die sich 
erst im Zusammenhang mit anderen 
Objekten zeigen bzw. herausbilden). 
Doch was das jeweilige Objekt selbst 
ist, wird durch die spezielle Untersu-
chung durch die jeweilige Naturwis-
senschaft nicht ermittelt. Freilich: 
Die Philosophie könnte ihre die vie-
len Eigenschaften, Wirkungen, Be-
ziehungen eines konkreten Gegen-

stands zusammenfassende, verbin-
dende, vereinigende Arbeit nicht 
leisten ohne das durch die Fachwis-
senschaften erarbeitete Material. 

Worin besteht also die Wirklichkeit 
der Philosophie? Wie gelingt es ihr, 
über diese Sphäre hinaus in die 
„wirkliche Wirklichkeit“ einzudrin-
gen? Das ist die Frage, um die es der 
Philosophie letztlich gehen muss. 
Wahsner und ihr Partner haben in ei-
ner Reihe von Arbeiten, von Marx 
(einer Feuerbach-These) ausgehend, 
darauf verwiesen: Für die Naturwis-
senschaft sind die untersuchten Ge-
genstände immer nur als Objekte („in 
der Form des Objekts“, Marx) vor-
handen. Am Objekt untersuchen sie 
jeweils eine bestimmte, aus dem Ge-
samtzusammenhang herausgelöste 
und möglichst störungsfrei gemachte 
(ideale) Eigenschaft. Nur die Philo-
sophie geht davon aus, dass es Ob-
jekte dieser Art gar nicht gibt, dass 
sie alle miteinander zusammenhän-
gen, ihre Eigenschaften und Wirkun-
gen erst in ihnen entfalten, und dass 
es der Mensch ist, der mit seiner Ak-
tivität diese Zusammenhänge auf-
deckt, so dass die Philosophie, im 
Unterschied zur Naturwissenschaft, 
die Objekte unter der Form des Sub-
jekts sieht und sehen muss (48). 

Eine andere grundlegende Frage ist, 
ob Naturwissenschaften auf Philoso-
phie verzichten können, oder ob die-
se nicht vielmehr einen gewissen 
schon stets vorhandenen Vorbereich 
für fachwissenschaftliches Tun dar-
stellt. Das schon erwähnte Apriori-
Problem Kants ist eine Antwort auf 
diese Frage. Die konkreten Wissen-
schaften setzen doch stets das Vor-
handensein einer zu untersuchenden 
Realität und damit das Vorhanden-
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sein einer Theorie darüber voraus. 

Renate Wahsners Büchlein stellt in 
seiner Systematik die Zusammenfas-
sung der Ergebnisse ihrer zahlrei-
chen Studien zum benannten The-
menkomplex dar. Insofern erfordert 
die Lektüre ernsthaftes Studium. 
Dies nicht deshalb, weil etwa die 
Schreibweise der Autorin Beschwer-
den machte, dem ist nicht so. Es geht 
um die Komprimiertheit des Textes. 

Nach der Klärung dessen, was zu 
verschiedenen Zeiten „Natur“ bedeu-
tet und was die Wirklichkeit der Na-
turwissenschaften ist, sowie der Ana-
lyse unserer intellektuellen Arbeits-
mittel und der wissenschaftlichen, 
experiment-gestützten Erfahrung 
kommt sie auf eine am Beginn der 
Neuzeit sich herausbildende wesent-
liche Änderung des Erkenntnispro-
zesses und des Naturverständnisses 
zu sprechen: In den Mittelpunkt 
rückten nun Wirkungen und Ände-
rungen der Gegenstände und damit 
das Problem der Bewegung. Damit 
verbunden traten jene Probleme ins 
Zentrum eines philosophischen Ver-
ständnisses von Natur, die mit den 
Widersprüchen der Bewegung des 
Endlichen und Unendlichen usw. 
verbunden sind. 

Wahsner untersucht dann, wie in der 
Geschichte der Philosophie und Phy-
sik, beginnend mit den Eleaten und 
Herakliten, über die Atomisten und 
schließlich, von prinzipieller Bedeu-
tung für die Neuzeit, durch Newton, 
die Lösung des Bewegungsproblems 
ertolgte. Im weiteren sind spezifische 
erkenntnistheoretische Fragen ihr 
Untersuchungsgegenstand – bei-
spielsweise Probleme des Empiris-
mus, Verhältnis von Theorie und 

Empirie, Bedeutung der Messung, 
des Experiments, das Verhältnis von 
Analytik und Dialektik usw. In die-
sem Zusammenhang sind auch die 
Ausführungen zum Kantschen Apri-
orismus, der angeblichen Widerle-
gung dessen durch die Raum-Zeit-
Theorie der Relativitätstheorie (35f.) 
von Bedeutung, indem auf die Un-
verzichtbarkeit der Euklidschen Ge-
ometrie für jeglichen Messprozess 
(und damit für Naturwissenschaft) 
verwiesen wird. Auch die erkenntnis-
theoretischen Probleme der Quan-
tenmechanik werden angesprochen 
(37) und das Problem (auch in Aus-
einandersetzung mit Jaeglés „Raum 
und Zeit. Grundfragen naturwissen-
schaftlicher und philosophischer Er-
kenntnis“, Köln 1980), ob physikali-
sche Begriffe geschichtlich seien o-
der nicht. 

Wichtig ist die Feststellung: „Philo-
sophische Interpretation physikali-
scher bzw. naturwissenschaftlicher 
Tatsachen kann sinnvoll nur bedeu-
ten, das erkenntnistheoretische Fun-
dament der jeweiligen Theorie, in 
deren Rahmen die betreffenden Tat-
sachen gewonnen wurden, philoso-
phisch aufzuklären.“ (31f.) Das rich-
tet sich u. a. gegen die oben ange-
sprochenen Versuche, die Differenz 
zwischen Philosophie und Naturwis-
senschaft aufzuheben und naturwis-
senschaftliche Tatsachen bereits als 
Elemente von Philosophie zu verste-
hen (womit eigentlich Philosophie in 
Naturwissenschaft aufgelöst wird). 
Das hat aber auch Konsequenzen für 
das Problem einer Dialektik-
Konzeption. Da es zwischen Natur-
wissenschaft und Philosophie einen 
qualitativen Unterschied gibt – wes-
halb beide notwendig sind –, kann 
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Dialektik nicht Wissenschaft von na-
turwissenschaftlichen Tatsachen 
sein. Es geht darum, dass Dialektik 
Lehre von den Denkbestimmungen 
ist, von ihren Bewegungen, die in 
den Wissenschaften (nicht nur den 
Natur-Wissenschaften) angewendet 
werden (35). 

Abschließend kommt eine Zurück-
weisung der modischen These, die 
Naturwissenschaften seien für die 
modernen Gefährdungen verantwort-
lich (40ff.). Da wird manches Argu-
ment als das bloßgestellt, was es ist, 
ein Kurzschluss. 

Es gibt also eine außerbewusste Rea-
lität als Voraussetzung jeglicher 
Wissensbemühung. Die sogenannten 
Fachwissenschaften bemühen sich 
darum, so viel wie möglich darüber 
zu erfahren. Hierfür benutzen sie 
„Mittel“ ganz im Sinne der Hegel-
schen Bedeutung dieses Wortes, um 
auf die Erkenntnisgegenstände ein-
zuwirken. Sie können das aber nur, 
indem sie diese Erkenntnisgegen-
stände aus ihren jeweiligen Zusam-
menhängen herauslösen, sie „ideali-
sieren“ und vermittels der genannten 
Mittel erforschen. Wir haben eine 
dreigliedrige Relation: Subjekt und 
Objekt, dazwischen „geschoben“ das 
Mittel. Dies ist dann auch der Modus 
zum Verstehen der Dialektik-
Problematik: Dialektik hat im Objek-
tiven Fundamente – etwa in dem all-
seitigen Zusammenhang der Dinge 
und Erscheinungen. Diese können 
Thema von Fachwissenschaften nur 
als Nebenergebnisse ihres Arbeitens 
sein. Die Naturwissenschaft ist nicht 
dialektischer (aber auch nicht positi-
vistischer) Art. Schon darum nicht, 
weil sie als Fachwissenschaft auf die 
Erforschung von Zusammenhängen, 

die sich außerhalb des erforschten 
Gegenstandes bilden, verzichten 
muss. Aber die Naturwissenschaft 
erarbeitet Material, das – will man 
die objektive Realität nicht als Hau-
fen isolierter Gegenstände „verste-
hen“ – der Dialektik als Theorie des 
Gesamtzusammenhangs bedarf (und 
die im Objektiven ihre Fundamente 
hat). Also Objektives, Dialektik-
Heckendes, Subjektives, sie „negie-
rend“, Dialektik als Rekonstruktion 
auf der Ebene der Philosophie. Das 
bedeutet, dass die These, die Natur-
wissenschaften brächten aus sich 
heraus den dialektischen Materialis-
mus hervor, nicht zutreffend ist – tä-
ten sie dies, bedürfte es keiner mar-
xistischen Philosophie! Und es ist 
doch auch auf Lenins Bemerkung zu 
verweisen, es würden aus der Natur-
wissenschaft auch immer wieder re-
aktionäre philosophische Konse-
quenzen gezogen. Sie erzeugen Ma-
terial für die materialistische Dialek-
tik, ganz in jenem Sinne, in dem He-
gel sagte, die Wissenschaften böten 
der Philosophie das Material. Mate-
rial, ja, aber daraus Philosophie, Dia-
lektik „zu machen“, das ist die Auf-
gabe der Philosophie. 

Robert Steigerwald 

 

 

 

 

 

Freunde und Renegaten 

Karl Marx/Friedrich Engels: Ge-
samtausgabe (MEGA). Herausgege-
ben von der Internationalen Marx-
Engels-Stiftung. Dritte Abteilung: 
Briefwechsel. Band 13: Friedrich 
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Engels/Karl Marx. Briefwechsel Ok-
tober 1864 bis Dezember 1865. Be-
arbeitet von Svetlana Gavrilèenko, 
Olga Koroleva, Inna Osobova und 
Rolf Dlubek. Akademie Verlag Berlin 
2002, 2 Bde. im Schuber IXI, 1443 
Seiten. 168 €. 

Herres, Jürgen, und Manfred Neu-
haus (Hrsg.): Politische Netzwerke 
durch Briefkommunikation. Briefkul-
tur der politischen Oppositionsbe-
wegungen und frühen Arbeiterbewe-
gungen im 19. Jahrhundert. Berichte 
und Abhandlungen. Herausgegeben 
von der Berlin-Brandenburgischen 
Akademie der Wissenschaften, Son-
derband 8, Akademie Verlag GmbH, 
Berlin 2002, 69,80 € 

 

Nun liegt ein weiterer Band aus der 
dritten Abteilung der Marx-Engels-
Gesamtausgabe vor. Er enthält Briefe 
von und an Karl Marx und Friedrich 
Engels aus der Zeit Oktober 1864 bis 
Dezember 1865. Dies war ein beson-
ders komplizierter, aber auch frucht-
barer Abschnitt in der Biographie 
insbesondere von Marx: Der erste 
Band des „Kapital“ stand kurz vor 
der Fertigstellung. Am 21. März 
1865 konnte er mit Otto Meißner den 
endgültigen Verlagsvertrag abschlie-
ßen. Lassalle war tot, jetzt ging es 
um die Beziehung zum von ihm hin-
terlassenen Allgemeinen Deutschen 
Arbeiterverein. Vom September 
1864 an waren Marx und Engels 
erstmals seit 1849 wieder mit Füh-
rungsverantwortung in einer politi-
schen Organisation eingespannt: in 
der Internationalen Arbeiterassozia-
tion (IAA). Engels nahm in einer 
selbständigen Publikation Stellung 
zum Konflikt um die preußische Mi-

litärverfassung. Während des nord-
amerikanischen Bürgerkriegs melde-
te sich nach langer Zeit wieder der 
alte Freund Joseph Weydemeyer, 
jetzt Oberst in der Armee der Union. 
Begierig stürzte sich Engels auf seine 
Informationen auch bezüglich tech-
nischer Details. 

Die nüchterne und faktenreiche Ein-
führung von Svetlana Gavrilèenko, 
Olga Koroleva, Inna Osobova und 
Rolf Dlubek leuchtet den zeitge-
schichtlichen Kontext aus, die Text-
gestaltung ist in altgewohnter Weise 
solide, die Erläuterungen sind unauf-
dringlich und doch umfassend sach-
haltig. So fühlt sich der Leser schnell 
auf sicherem Grund und kann seiner 
Suche nach Neuheiten nachgehen. 
Sie finden sich vor allem in den so-
genannten „An-Briefen“ – also 
Schreiben der Partner von Marx und 
Engels. Hier wird naturgemäß eine 
Fülle von Erstpublikationen geboten, 
darunter acht Briefe von Hermann 
Jung (Mitglied des Generalrats der 
IAA), vier von Weydemeyer, sechs 
von Johann Baptist von Schweitzer, 
33 von Wilhelm Liebknecht (teils 
ganz neu, teils erstmals vollständig). 
Billetts, die mit Führern der briti-
schen Gewerkschaften im Zusam-
menhang der IAA getauscht wurden, 
vermitteln einen Eindruck auch von 
den Alltagskontakten in London. 

Die Belebung der politischen Aktivi-
tät in Deutschland und Marx’ und 
Engels, nunmehr wieder stärkeres 
Hervortreten in der Öffentlichkeit 
führten zu einigen recht delikaten 
Briefwechseln: Bekannte aus frühe-
ren Zeiten, die inzwischen die Seiten 
gewechselt hatten, gerieten wieder in 
den Blick. Dies gilt unter anderem 
für Lothar Bucher, einst Teilnehmer 
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an der Revolution von 1848/49, jetzt 
zugleich Nachlaßverwalter von Las-
salle und beamteter Mitarbeiter Bis-
marcks. Am 8. Oktober 1865 bot er 
Marx an, für den „Königlich Preußi-
schen Staatsanzeiger“ zu schreiben, 
und dieser lehnte selbstverständlich 
ab.  

Buchers Brief ist nicht neu, er wurde 
von Marx 1878 auszugsweise und 
1909 erstmals vollständig veröffent-
licht. Seine Lektüre aber ist unverän-
dert pikant. Die Verlegenheit des 
Autors zeigt sich schon daran, daß er 
englisch schreibt (man kannte sich 
aus der Emigration in Großbritanni-
en). Er beginnt so: „Most Esteemed 
Doctor! Business first!“ Nachdem 
das Geschäftliche vorgetragen war, 
kam die Rechtfertigung der eigenen 
Häutung: “Progress will have chan-
ged its skin many times before it 
dies; therefore, he who wishes to 
serve the nation during his lifetime 
must rally ‘round the government.” – 
Dieses Argument kennen wir ir-
gendwie, und wir haben es selbst 
wohl manchesmal bedacht: die Be-
schränkung der politischen Perspek-
tiven auf das Maß der eigenen 
„lifetime“... 

Nun fiel aber offenbar auch schon 
damals die biologische und die sozia-
le Lebenserwartung (vielleicht dank 
der Fortschritte der Medizin?) deut-
lich auseinander: in einer einzigen 
Biographie konnte der eine oder an-
dere Zeitgenosse zwei Karrieren un-
terbringen. Dies gilt zum Beispiel für 
Johannes (seit 1897: von) Miquel, 
den Joschka Fischer des 19. Jahr-
hunderts. Als Zwanzigjähriger hatte 
er an der Revolution von 1848/49 
teilgenommen, 1850 wurde er ein 
besonders glühendes Mitglied des 

Bundes der Kommunisten. Danach 
wurde er Mitbegründer des Deut-
schen Nationalvereins, Oberbürger-
meister zunächst von Osnabrück, 
später in Frankfurt am Main, ein 
Führer der Nationalliberalen Partei 
(und zwar auf deren rechtem Flügel), 
Mitglied des Norddeutschen und 
Deutschen Reichstags und endlich 
Finanzminister. In seinem zweiten 
Leben hat er durchaus auch Sinnvol-
les angerichtet. In Frankfurt war er 
ein sozialpolitisch profiliertes Stadt-
oberhaupt. Als Minister setzte er eine 
kommunalfreundliche Finanzreform 
durch und führte die Vermögens-
steuer ein. 

In einem – hier erstmals veröffent-
lichten – Brief Ludwig Kugelmanns 
an Marx aber erinnert sich dieser an 
den jungen Miquel: „Von allen Ihren 
Partheianhängern, die ich kennen ge-
lernt, war M. der enragirteste. Jeder, 
der nicht unbedingt zur Fahne 
schwor, war zur Bestrafung ‚bei der 
nächsten Revolution’ designirt etc. 
etc. Bereits vor 12-13 Jahren stellte 
ich unter unsern Gesinnungsgenos-
sen die Behauptung auf, daß M. nur 
den Impulsen persönlicher Eitelkeit 
u. dem Bedürfniß nach Aufregung 
folge. Diese Äußerung kam ihm zu 
Ohren u. meine ‚Bestrafung bei der 
nächsten Revolution’ wurde im Wie-
derholungsfalle in Aussicht genom-
men.“ [Hervorhebung: Kugelmann.] 

Noch amüsanter als diese Erzählung 
Kugelmanns ist eine Beilage: ein 
Brief Miquels an ihn. Sie soll des-
halb hier etwas ausführlicher zitiert 
werden. 

Miquel äußert sich u.a. über Marx 
Schrift „Zur Kritik der Politischen 
Ökonomie“. Diese enthalte „übrigens 
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noch wenig wirklich Neues, zergli-
dert aber mit großer Schärfe u. Präci-
sion die Resultate der nachrikardoi-
schen engl. Oekonomie und drückt 
die nicht ganz klaren Sätze derselben 
allgemein richtig aus.“ [Hervorhe-
bung, Syntax und Orthografie hier 
und im folgenden wie im Original]. 
Dann wird Miquel praktisch, indem 
er sich Gedanken über Marx’ Wir-
kungsmöglichkeiten macht: 

„Er muß also durchaus weiter der 
bürgerlichen Oekonomie auf den 
Leib rücken. 

Was aber kann er allein erreichen? 
Wissenschaftlich darthun, daß die 
bürgerliche nicht die letzte Form der 
Produktion, daß oekon. Kategorie 
Schwindel. Seine Methode u. Resul-
tat ist nur die histor. reale unaufhör-
liche Entwicklung. Es hat natürlich 
ein großes theoret. u. prakt. Interesse 
hier klar zu sein. Die letzten Resulta-
te der Wissenschaft aber praktisch 
auf Zustände anwenden wollen, wel-
che erst sich in die bürgerliche Pro-
duktion hineinarbeiten, heißt für 
Deutschland der Reaktion in die 
Hände arbeiten. 

Hier haben Bourg[eoisie] u. Proleta-
riat die gleichen Interessen, vorerst 
gemeinscha[f]tlich einen bürgerlich-
nationalen Staat zu gründen. Wenn 
sie sich vorzeitig in die Haare ge-
rathen, erreichen Beide Nichts. Für 
einen wissenschaftlich außer der den  
bürgerlichen ‚absoluten Wahrheiten’ 
Stehenden [sic. G.F.] ist die prakt. 
Vertretung der bürgerlichen jetzt 
noch auch den Arbeitern zu Gute 
kommenden Interessen zwar viel-
leicht ein Selbstverläugniß, aber eine 
patriotische Pflicht.“ 

Man sieht: dumm war er nicht, der 

Renegat Miquel. Als er diesen Brief 
schrieb, war er, der „wissenschaftlich 
außer der den bürgerlichen ‚absolu-
ten Wahrheiten’ Stehende[n]“, schon 
zum Oberbürgermeister von Osnab-
rück gewählt und wartete auf seine 
Bestätigung durch König Wilhelm, 
den „Kartätschenprinzen“ von 1848. 

Die MEGA-Arbeitsstelle innerhalb 
der Berlin-Brandenburgischen Aka-
demie der Wissenschaften ist nicht 
nur eine fleißige Editionsmanufaktur, 
sondern auch ein Knotenpunkt in-
nerhalb eines weltweiten For-
schungsnetzes. Wenn man sich trifft, 
gibt es viel zu erzählen, zum Beispiel 
auf einem Kolloquium über Briefkul-
tur der politischen Oppositionsbewe-
gungen und frühen Arbeiterbewe-
gungen im 19. Jahrhundert, das im 
Juni 2001 stattfand. Die Referate lie-
gen jetzt gedruckt vor. 

Mit Freude ist anzuzeigen, daß Rolf 
Dlubek seinen Vortrag „Die Korres-
pondenz Johann Philipp Beckers als 
Präsident der Sektionsgruppe deut-
scher Sprache der Internationalen 
Arbeiterassoziation“ hier zu einem 
Aufsatz in Broschürenstärke erwei-
tert hat. Engels hätte dies gefallen. 
Der „alte Becker“, ein treuer lebens-
langer Revolutionär, stand ihm im-
mer besonders nahe. 

Anders wurde das mit dem Architek-
ten Adolf Cluß, über den Haila Ochs 
und Sabina Wiedenhoeft referierten. 
Mal wieder so eine farbige Figur! 
1848 – dreiundzwanzig Jahre alt – 
baute er in Mainz eine Gemeinde des 
Bundes der Kommunisten auf. Im 
selben Jahr noch emigrierte er in die 
USA. Dort wurde er sehr bald das 
Auge und Ohr von Marx und Engels. 
Er war zunächst technischer Zeich-
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ner in einer Geschützwerkstatt, „wo 
er schon bald die Arbeiter agitierte“. 
Zusammen mit Weydemeyer bemüh-
te er sich publizistisch und organisa-
torisch um die Verbreitung der Theo-
rie und Politik des Marxismus, war 
aber – anders als viele andere deut-
sche sozialistische Emigranten – da-
mit nicht isoliert, sondern trieb sich 
sehr erfolgreich im gesellschaftlichen 
Leben der USA herum. „Ich bin so 
bekannt, wie ein scheckiger Hund“ – 
so schätzte er selbst seine Stellung 
ein. Cluß und Weydemeyer bemüh-
ten sich um eine Etablierung des 
„Bundes der Kommunisten“ in den 
Vereinigten Staaten und sorgten auch 
dafür, daß einige Schriften von Marx 
und Engels dort erscheinen konnten, 
zum Beispiel „Der 18. Brumaire des 
Louis Bonaparte“. Die Aktivität der 
beiden ausgewanderten Freunde in 
den USA schien unermüdlich. 

1854 brach der Kontakt von Cluß zu 
Marx und Engels plötzlich ab. Sie 
haben nie mehr etwas von ihm ge-
hört. Auch die Verbindung zu Wey-
demeyer war unterbrochen. „Drei 
Jahre später beklagte sich Friedrich 
Engels: ‚Dabei hat man, seitdem das 
sonderbare Schweigen von Cluss an-
gefangen, auch keinen einzigen zu-
verlässigen Menschen in ganz Ame-
rika.’“ 

Was war geschehen? 

Haila Ochs und Sabina Wiedenhoeft 
berichten, daß Cluß bei einem Zeit-
schriftenprojekt Geld verloren hatte, 
den Chefredakteur des Betrugs be-
zichtigte und Weydemeyer vorwarf, 
ihn nicht gewarnt zu haben. Doch 
vermuten die beiden Autorinnen, daß 
dies nicht der einzige Grund gewesen 
sein könne. Cluß habe vielmehr ein-

sehen müssen, daß die von ihm ange-
strebte Arbeiterbewegung nach euro-
päischem Vorbild in den USA keine 
Chance hatte. 

In seinem zweiten Leben war er dann 
sehr erfolgreich: bei der Entwicklung 
von Waffen für die Marine sowie 
Brennöfen zu ihrer Herstellung und 
schließlich als Star-Architekt, der 
viele öffentliche und private Bauten 
errichtete. Dabei überzeugte er nicht 
nur als Künstler, sondern auch durch 
zukunftsweisende Neuerungen für 
Feuersicherheit sowie das Heizungs- 
und Sanitärsystem in von ihm errich-
teten Schulen. „Als Cluß 1890 seine 
aktive Tätigkeit als Architekt been-
dete, gehörte er nicht nur zur obers-
ten Gesellschaftsschicht in der 
Hauptstadt der USA, sondern es hieß 
auch, daß zu diesem Zeitpunkt die 
Mehrzahl aller öffentlichen Gebäude 
in Washington von ihm entworfen 
sei.“ [...] „Im Alter von achtzig Jah-
ren starb Adolf Cluß 1905 als geach-
tetes Mitglied der Washingtoner Ge-
sellschaft. Von seiner unmittelbaren 
Verbindung zu Karl Marx und seiner 
revolutionären Vergangenheit wußte 
zu diesem Zeitpunkt niemand mehr 
etwas.“ 

In schwerem Grübeln legt man die 
beiden Bücher – MEGA I/13 und 
den Tagungsbericht – aus der Hand. 
Jetzt schreiben wir 2003, haben be-
reits den Sozialismus hinter uns, sind 
also besonders fortgeschritten. Und 
doch kommen uns einige dieser Ge-
schichten aus dem 19. Jahrhundert so 
merkwürdig bekannt vor. Lebte 
Marx heute noch, würde er sich zwar 
über manches wundern, hierüber al-
lerdings nicht. Er hatte ja schon her-
ausgefunden, daß die bürgerliche 
Gesellschaft zugleich innovativ und 
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konservativ ist: Neues Kapital (= 
Mehrwert) wird erzeugt, indem altes 
reproduziert wird. Offensichtlich gilt 
dies auch für Institutionen und Bio-
graphien. 

Georg Fülberth 

 

 

Eisenhüttenstadt heute 

Gudrun Prengel, Profile 2002. Ei-
senhüttenstädter Lesebuch. Im Auf-
trag der Geschichtswerkstatt Eisen-
hüttenstadt e.V., Berlin 2002, 359 S., 
30,00 Euro 

Eisenhüttenstadt, ein Ort an der Oder 
mit 40.000 Einwohnern, ist bekannter 
als vergleichbare Industriestädte im 
Osten Deutschlands. Das verdankt der 
Ort seiner herausgehobenen Position 
zu DDR-Zeiten. Das alte Städtchen 
Fürstenberg an der Oder war in den 
50er Jahren als Standort des größten 
Eisenhüttenwerkes der DDR auser-
wählt worden. Die neue Wohnsied-
lung, die um das Eisenhüttenkombinat 
Ost (EKO) entstanden, trug ein Jahr-
zehnt lang den Namen Stalinstadt. Sie 
wurde als „erste sozialistische Stadt 
der DDR“ geschaffen.

1
 Wer sich ein 

wenig über diese Vergangenheit in-
formieren möchte, dem sei empfoh-
len, den letzten der über 30 Beiträge, 
die dieser Band enthält (331), zuerst 
zu lesen.  

Der steht insoweit zu Recht ganz am 
Ende, als er sich auch mit der städte-
baulichen Zukunft von Eisenhütten-

                                                           
1
 Vgl. dazu Jörn Janssen, Stalinstadt/Eisen-

hüttenstadt: ein Meilenstein der europäi-
schen Stadtentwicklung im 20. Jahrhun-
dert, in Z 44 (Dezember 2000), S. 119-127. 

stadt befasst. Aber ganz überwiegend 
ist das Buch in der Gegenwart ange-
siedelt. Es dürfte schon Neugier er-
wecken, zu erfahren: Was machen 
die Bewohner der „sozialistischen 
Stadt“ von einst im zwölften Jahr 
nach der Einheit? Natürlich hat auch 
der Kapitalismus westdeutscher Prä-
gung, der mit der Währungsunion in 
den Osten kam, um Eisenhüttenstadt 
keinen Bogen gemacht. Wer jedoch 
glaubte, Krupp oder die Salzgitter 
AG würden sich das ehemals volks-
eigene, nunmehr der Treuhand unter-
stehende Bandstahlkombinat, dessen 
jüngster Teil, das Sauerstoffkonver-
terstahlwerk erst in den 80er Jahren 
von einem österreichischen Konzern 
errichtet worden war, begierig unter 
den Nagel reißen, sah sich getäuscht. 
Anfang der 90er Jahre war gerade 
wieder einmal Stahlkrise, und man 
sah an Ruhr und Oker im Kombinat 
an der Oder bestenfalls einen mögli-
chen Konkurrenten, der am zweck-
mäßigsten stillzulegen war. Doch 
diese Rechnung machten die deut-
schen Stahlindustriellen ohne die Ei-
senhüttenstädter. In jenem kritischen 
Jahr 1993, als die Kalikumpel in Bi-
schofferode in den Hungerstreik tra-
ten, wehrten sich die Eisenhütten-
städter mit Mahnwachen und De-
monstrationen. Diese Kundgebungen 
zu besuchen und sich mit den protes-
tierenden Arbeitern zu solidarisieren, 
sah sich schließlich auch die Polit-
prominenz von Stolpe (damals Bran-
denburgischer Ministerpräsident) bis 
Rexrodt (damals Bundeswirtschafts-
minister) gezwungen. Im Ergebnis 
wurde das Bandstahlkombinat in 
Kanzler Kohls Liste der „industriel-
len Kerne“ aufgenommen und, da 
Krupp und Co. das EKO weiterhin 
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verschmähten, „europaweit“ feilge-
boten und 1994 an einen westeuropä-
isches Stahlkonzern verkauft.  

In der Zwischenzeit und auch danach 
hatte das Kombinat, wie es so schön 
hieß, abspecken müssen – vor allem 
bei den Arbeitskräften. 1989 zählte 
das EKO 12.700 Beschäftigte, 2002 
waren es noch 3000. Für viele 
schwand mit der Arbeit im Kombinat 
auch die Chance, sich in dem Städt-
chen an der Oder weiterhin seinen Le-
bensunterhalt zu verdienen. Von de-
nen, die nicht vorzeitig in die Rente 
geschickt wurden, verließen viele die 
Stadt, deren Einwohnerzahl sich zwi-
schen 1989 und 2002 im Jahres-
durchschnitt um 1000 Personen ver-
ringerte. Andere, die im Stahlwerk 
ihren Lebensunterhalt verdient hat-
ten, wurden nicht arbeitslos oder be-
rentet, sondern zusammen mit der 
Abteilung oder dem Gewerk, in dem 
sie arbeiteten, „ausgegründet“. Ca. 
3000 Menschen befanden sich mit ei-
nem Mal nicht mehr in einem Groß-
betrieb, sondern in einem Kleinun-
ternehmen. Von der Vergangenheit 
und Gegenwart sowie den Zukunfts-
aussichten der Mittel- und Kleinun-
ternehmen (MKU) von Eisenhütten-
stadt, ob hervorgegangen aus auch zu 
DDR-Zeiten privat gebliebenen 
Handwerksbetrieben oder nach der 
„Wende“ ausgegründet bzw. neuge-
gründet, handeln die Beiträge in Gu-
drun Prengels Buch. Die Palette ist 
breit: Die Darstellungen der KMU 
reichen von der Wohnungsbaugenos-
senschaft e.G. über die Gebäudewirt-
schaft GmbH bis zum Städtischen 
Krankenhaus wie vom Unternehmen 
des Personennahverkehrs bis zum 
Forschungsbetrieb und zur Brot- und 
Feinbackwaren GmbH. Darüber hin-

aus finden im Buch auch kulturelle 
Institutionen, darunter das Stadtthea-
ter und die Kirchgemeinde Berück-
sichtigung.  

Zu den beschriebenen KMU gehört 
die Eisenhüttenstädter Wohnungs-
baugenossenschaft (EWG). Sie war 
zu DDR-Zeiten eine AWG (Arbeiter-
bewohnungsbaugenossenschaft). An-
ders als im Falle des staatlichen Ei-
gentums konnte bei den Genossen-
schaften der DDR – den landwirt-
schaftlichen wie den anderen – ein 
bloßes Überstülpen externer Struktu-
ren verhindert werden. Dafür gab es 
zwei Gründe. Erstens sah der Ge-
samtverband der Wohnungswirt-
schaft der Bundesrepublik (GdW) in 
den AWG nicht unbedingt seinen 
Konkurrenten und verfolgte eher In-
teraktions- als Subsumptionsstrate-
gien gegenüber den ostdeutschen 
Genossenschaften.  

Wichtig war zweitens, dass die AW-
Gen Rückhalt bei ihren Mitgliedern 
hatten und in den konkreten Ausei-
nandersetzungen um die Gründung 
und Gestaltung der ostdeutscher 
Landesverbände des GdW auf die 
Unterstützung ihrer Genossenschaft-
ler zählen konnten. Schließlich dürfte 
auch die „hohe Politik“ ein gewisses 
Einsehen gehabt haben, dass sich 
nicht parallel zur Enteignung der 
Ostdeutschen am Arbeitsplatz auch 
noch die Enteignung ihres Wohn-
platzes vollziehen durfte. Im Ergeb-
nis der günstigeren Umstände und 
einer klugen Politik konnte die Ei-
senhüttenstädter Wohnungsbauge-
nossenschaft ihre Mitgliederzahl bei 
etwa 7000 Genossenschaftlern auch 
nach der Wende stabil halten.  

Schwierig erwies es sich für die Lei-
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tung der Genossenschaft, den Wider-
spruch zwischen sozialem Anspruch 
(Wohnung als soziales Gut) und dem 
Zwang zur Wirtschaftlichkeit (ge-
schäftsfähig zu bleiben) auszubalan-
cieren. Wie diese Balance schließlich 
aussah, schildert Prengel am Beispiel 
einer der zur EWG gehörenden 
Wohnsiedlungen: 

„In einer der ersten und zugleich 
mustergültigen Genossenschaftssied-
lungen der deutschen Nachkriegszeit 
überhaupt wurden die Häuser den 
Bewohnern zu sensationell günstigen 
Preisen zum Eigenerwerb angeboten. 
Zugleich blieb die Option auf Woh-
nen zur Miete erhalten. So konnte 
man dem Privatisierungsgebot (der 
Bundesregierung, die die Genossen-
schaften wegen ihrer „Altschulden“ 
in der Hand hat - J.R.) entsprechen 
und zugleich die dort vorhandene so-
ziale Durchmischung erhalten. Im 
gesamten Wohnviertel wurde die so-
ziale Lebensqualität bewahrt (ästheti-
sche Gestaltung, Bewohnerstruktur, 
nachbarschaftsfreundliche Topogra-
phie, die hauseigenen Mietergärten 
und ihre vielfältigen Nutzungsmög-
lichkeiten.“ (39) 

Insgesamt handelt es sich um ein 
Buch, durch das man sich über Ost-
deutschland am Beispiel der „Indust-
rieprovinz“ konkret, jenseits der 
Schlagzeilen machenden Meldungen, 
die oft Horrormeldungen sind, in-
formieren kann. Da schadet es auch 
nicht, dass m.E. manche Einschät-
zung der Autorin ein wenig zu opti-
mistisch ist. Denn wenn auch Eisen-
hüttenstadt seinen „industriellen 
Kern“ behalten konnte, ist es doch 
kein begünstigter Wirtschaftsstandort 
in den neuen Ländern geworden; al-
lerdings einer, in dem man nicht re-

signierte – weder die Arbeiter bei der 
Verteidigung des Hochofenbetriebes 
noch die neuen Selbständigen im 
Kampf um die Erhaltung bzw. die 
Expansion ihres Unternehmens. 

Jörg Roesler 

 

 


